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Freshfields: Ein globales Team an der Spitze des Rechtsmarkts 

Freshfields ist eine globale Wirtschaftskanzlei mit über 280 Jahren Erfahrung darin, Veränderungen zu antizipieren, neue Standards zu setzen und die 

Zukunft des Rechts zu prägen. In einer komplexen Welt, in der sich schnell neue Chancen entwickeln, sind wir ein verlässlicher, vorausschauender 

Partner, der seinen Mandanten einen Vorsprung verschafft und ihnen hilft, ihre Ambitionen voranzutreiben. Wir sind stolz darauf, dass wir in den Berei-

chen, die für unsere Mandanten weltweit am wichtigsten sind, zu den führenden Kanzleien gehören. 

Eckdaten der Bundestagswahl und Regierungsbildung: 
 

 

Am 23. Februar 2025 ist Bundestagswahl 

Im November 2024 zerbrach die Regierungskoalition der Sozialdemokraten (SPD) von Bundeskanzler Olaf Scholz mit Grünen (B90/Die Grünen) und 

Liberalen (FDP). Am 23. Februar wählen fast 60 Millionen Wähler in vorgezogenen Neuwahlen einen neuen Bundestag. Ein Regierungswechsel unter 

Beteiligung der Konservativen (CDU) von Kanzlerkandidat Friedrich Merz scheint wahrscheinlich. Außerdem wird das BSW als Abspaltung der Linkspar-

tei als neue Partei zur Wahl stehen. Daneben wird die rechtspopulistische AfD aller Voraussicht nach als stärkste Oppositionspartei hervorgehen. Unab-

hängig davon, wer gewinnt, ist mit einer Veränderung der politischen Mehrheiten in Deutschland zu rechnen, die auch Auswirkungen auf die europäi-

sche und internationale Politik haben wird. Freshfields hat die neuesten Entwicklungen und Positionierungen im Blick. 

 

Mehr Analysen und Blogposts finden Sie im unserem Election Supercycle 

https://www.freshfields.com/en-gb/our-thinking/campaigns/election-supercycle/
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Berücksichtigt werden alle Parteien, die nach aktuellen Umfragen im 21. Bundestag in Fraktionsstärke vertreten sein werden und zudem Regierungsverantwortung auf 

Bundes- oder Landesebene übernehmen. 

Digitales 

Allgemeine Digitalpolitik 

• Schaffung eines Digitalmi-

nisteriums; hier Bünde-

lung von Verantwortung 

für Infrastruktur, Datenpoli-

tik, KI, Plattformen und di-

gitale Dienste, Verwaltungs-

digitalisierung und IT-Be-

schaffung  

• Schaffung eines Digitalmi-

nisteriums mit allen Zu-

ständigkeiten für die Ver-

waltungsdigitalisierung  

• Bündelung von Zustän-

digkeiten, Verantwortlich-

keiten und der Budgetver-

antwortung für eine 

schnelle und umfassende 

Digitalisierung  

• Förderung der Interopera-

bilität von IT-Systemen von 

Behörden, Unternehmen 

und Forschungseinrichtun-

gen. 

• Schaffung eines Digitalmi-

nisteriums durch Zusam-

menlegung bestehender 

Abteilungen, Aufgabe: Di-

gitalisierung der Verwal-

tung. 

 

• Einstufung des Ausbaus von 

Mobilfunknetzen sowie 

von Glasfaser als „überra-

gendes öffentliches Inte-

resse” 

• Schaffung eines europäi-

schen digitalen Binnen-

markts („Digitalunion”) 

• Eine europäische Cloud 

sowie europäische Spei-

cher- und Rechenkapazitä-

ten  

• Flächendeckende Versor-

gung des ganzen Landes 

mit Glasfaser und Mobil-

funk  

• Vertiefung des europäi-

schen Binnenmarkts, u.a. 

in Bezug auf digitale Inf-

rastruktur zur Förderung 

des Dienstleistungsverkehrs  

• Bundesamts für Sicher-

heit in der Informations-

technik (BSI) wird zu 

• Ausbau von Glasfaser und 

5G durch Beschleunigung 

von Genehmigungen 

• Erleichterung alternativer 

Verlegmethoden und För-

derung von Open-Access  

• Schaffung eines europäi-

schen digitalen Binnen-

markts („Digitalunion”)  

• Staat soll mit seiner 

Marktmacht als Einkäufer 

innovative digitale 

• Ausbau von Mobilfunk und 

Glasfaser als „überragen-

des öffentliches Inte-

resse” 

• Staatliche Unterstützung 

des Glasfaser- und Mobil-

funkausbaus nur da, wo 

sich der privatwirtschaft-

liche Ausbau nicht rech-

net  

• Aufbau von Kompetenzen 

in Soft,- und Hardware in 

• Der Staat muss schnelles 

Internet gewährleisten  

• Wiederherstellung von Eu-

ropas digitaler Souverä-

nität gegenüber „US–Da-

tenkraken”  

• Förderung von Open-

Source-Software zur Ver-

meidung von Datenverlust 

an amerikanische Konzerne 

• Verpflichtung von Soft-

ware-Herstellern, ihre 
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• Stärkerer Schutz des Mit-

telstands vor Cyberan-

griffen durch stärkere Auf-

klärung, steuerliche Anreize 

und günstigen Finanzierun-

gen für Cybersicherheits-

maßnahmen  

• Deutschland soll Welt-

marktführer für sichere 

IT-Lösungen und attrak-

tiver Standort für Cybersi-

cherheitsunternehmen wer-

den  

Zentralstelle in der Cyber- 

und Informationssicherheit  

Produkte fördern, insbe-

sondere Open-Source-An-

wendungen und Produkte 

von Start-ups und KMU  

• Cybersicherheitsstär-

kungsgesetz zur Stärkung 

der IT-Infrastruktur gegen 

Angriffe, insb. aus Russ-

land und China 

• Zügige und bürokratiearme 

Umsetzung der NIS2-

Richtlinie  

• Erleichterung der Digitali-

sierung der Wirtschaft, 

der Entwicklung von digita-

len Geschäftsmodellen 

und der Anwendung von KI 

in Unternehmen  

Europa und Deutschland, 

dafür Vorantreiben des Auf-

baus von Rechenzentren  

• Präzisierung des Rechts-

rahmen für Legal-Tech-

Unternehmen  

• Stärkung der Cybersicher-

heit durch Neuordnung 

staatlicher Zuständigkei-

ten, Prinzip „Security by 

Design” und Haftung für 

Sicherheitslücken sowie Ein-

führung eines Schwach-

stellenmanagements 

• Erhalt der Netzneutralität 

durch Gleichbehandlung al-

ler Datenpakete  

• Für ein Recht auf Verschlüs-

selung  

Produkte bei Marktaus-

tritt als Open Source zu 

veröffentlichen 

• Freie Nutzung kryptogra-

fischer Verfahren  

• Gegen eine Pflicht zur 

elektronischen Rech-

nungsstellung oder elekt-

ronischer Budgetierung  

 

Datenschutz 

• Stärkung der Datensouve-

ränität der Bürger statt 

Datenminimierung sowie 

verstärkte Nutzung von O-

pen Data und automati-

sierter Datenerhebung 

• Bessere öffentliche Ver-

fügbarkeit von For-

schungsdaten  

• Pragmatische Umset-

zung der DSVGO, mehr 

• Regelung eines fairen und 

rechtsstaatlichen Umgangs 

mit Daten im Betrieb  

• Verbesserung des Daten-

schutzes bei Hassdelik-

ten durch Verhinderung 

der Offenlegung der Wohn- 

oder Aufenthaltsan-

schrift durch Akteneinsicht  

• Datenkollaborationen ha-

ben großes Potential für 

Innovation und Produktivi-

tät, zur Umsetzung des Po-

tentials soll Datenschutz-

bürokratie abgebaut wer-

den  

• Effektiver und zugleich 

praktikabler Datenschutz  

• Effiziente und einheitli-

che Umsetzung der 

• Bürokratieabbau im Da-

tenschutz und Aufbau ei-

ner zukunftsfähigen Daten-

infrastruktur  

• Vereinfachter Zugang zu 

Forschungsdaten mittels 

Erlasses eines Forschungs-

datengesetz  

• Etablierung eines offenen 

und transparenten Daten-

ökosystems im 

• Verbot des Sammelns und 

Speicherns von individu-

ellen Verhaltensdaten um 

den Weg in die „völlige 

Überwachung” zu stoppen  

• Ablehnung von „Zwangs-

maßnahmen” wie lange Da-

tenschutzerklärungen, die 

nicht gelesen, aber abge-

mahnt werden  



CDU/CSU SPD B90/Die Grünen FDP BSW 

 

 648 

Datenschutz 

standardisierte Verfahren, 

Schutz der Vertragsfreiheit 

in Bezug auf Daten 

• Abbau von Doppelstruk-

turen zum Datenschutz 

auf Bundes- und Landes-

ebene  

DSVGO, u.a. zur Vermei-

dung von Doppelregulierun-

gen  

Versicherungsbereich 

(„Open Insurance”)  

• Reform der „zersplitterten” 

Datenschutzaufsicht und 

einheitliche Auslegung und 

Anwendung des Daten-

schutzrechts durch die Auf-

sichtsbehörden  

• Änderung des Grundge-

setzes: Die Datenschutz-

konferenz soll verbindli-

che Beschlüsse fassen 

können  

• Die im Rahmen von Boni-

tätsauskünften gespei-

cherten Daten müssen 

nach einem Jahr gelöscht 

werden  

• Grundsätzlich gegen Tra-

cking mittels Cookies oder 

anderer Verfahren  

 

Künstliche Intelligenz 

• Risiken beherrschen, aber 

nicht überregulieren  

• Bürokratiearme und in-

novationsoffene Umset-

zung des AI Acts  

• Stärkung von KI im Mit-

telstand und Wissen-

schaft durch Beratung, 

Förderprojekten und Aus-

bau von Rechenkapazitäten  

• Förderung und Beschleuni-

gung von KI-Forschung  

• Berücksichtigung des Enor-

men Energiebedarfs von 

• Ausgeglichene Regulie-

rung von KI und digitalen 

Plattformen; Kreation, 

Technologie und faire Ver-

gütung sind auf „Augen-

höhe”  

• Durchsetzung des AI 

Acts, Fokus auf Bot-Kenn-

zeichnungspflicht  

• Klare Erkennbarkeit von 

KI-generierter Musik  

• Weiterentwicklung der 

KI-Strategie mit Fokus auf 

die Entwicklung 

• Einsatz von KI zur Nutzung 

des Innovationspotenti-

als bei gleichzeitiger Ge-

währleistung von Men-

schenrechtsschutz und 

Diskriminierungsfreiheit 

• Unbürokratische Umset-

zung des AI Acts  

• Deutschland soll zu einem 

der stärksten Standorte 

für KI weltweit werden  

• Deutlich innovations-

freundlichere Umsetzung 

des AI-Acts  

• Chancen von KI in der 

Justiz nutzen, ohne dass 

Sie richterliche Entschei-

dungen ersetzt  
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Künstliche Intelligenz 

KI-Datenzentren in die 

nationale Energiestrategie  

systemischer Innovationen 

wie branchenspezifische KI-

Ökosysteme und LLM für 

Medizin, Materialforschung 

und Bildung  

 

Weitere digitalpolitische Vorhaben 

• Weiterentwicklung der 

BundID zu einer (eIDAS 

kompatiblen) Deutsch-

landID inkl. eigenem Post-

fach  

• Einführung einer europa-

weiten gültigen digitalen 

Ausweisfunktion per 

Smartphone  

• Befugnisse zur Quellen-

Telekommunikations-

überwachung, Online-

Durchsuchung und KI-

Datenanalysen für Bun-

dessicherheitsbehörden 

• Wissenschaftliche Bewer-

tung der Social-Media-

Nutzung von Minderjäh-

rigen; Maßnahmenpaket 

für Gesundheit und Jugend-

medienschutz 

• Flächendeckende Nutzung 

der eID, Einführung einer 

DeutschlandID für die 

Nutzung von Verwaltungs-

diensten  

• Europaweite Nutzbarkeit 

und Komptabilität der 

DeutschlandID  

• Polizei und BKA: KI-Daten-

analysen, BSI: Quick-

Freeze-Verfahren und 

Log-in-Fallen 

• Plattformbetreiber sollen 

Algorithmen offenlegen 

und auf diskriminierende 

sowie manipulative Prakti-

ken prüfen 

• Konsequente Verpflichtung 

von Plattformbetreibern 

zum Entfernen illegaler 

Inhalte, u.a. durch die 

• Vorantreiben der BundID  

• Bürgerrechtsschonende 

Instrumente wie Quick-

Freeze-Verfahren; Ableh-

nung anlassloser Vor-

ratsdatenspeicherung 

und Chatkontrolle 

• Verpflichtung von großen 

Medienplattformen, wirk-

sam gegen die Verbreitung 

von Desinformation vor-

zugehen  

• Erlass eines Gesetzes zum 

Schutz vor digitaler Ge-

walt, Bekämpfung von al-

gorithmischer Verstär-

kung von Hass und Hetze  

• DigitalPakt Alter für die 

Vermittlung von Digital-

kenntnissen an ältere  

• Ausbau der digitalen 

Identität mit einer digita-

len Wallet für Ausweis, Füh-

rerschein und weitere wich-

tige Dokumente 

• Recht auf Verschlüsselung 

im digitalen Raum  

• Keine anlasslosen Netz-

sperren, Chatkontrollen, 

Uploadfilter und Vorrats-

datenspeicherung;  

• Für richterlich angeordnete 

Quick-Freeze-Verfahren 

• Digitale Plattformen müs-

sen die Meinungsfreiheit 

schützen 

• Sorgfaltspflichten aus 

dem Digital Services Act 

dürfen diese nicht beein-

trächtigen 

• Social-Media-Gesetz 

nach australischem Vor-

bild; „Verbannung” von 

Handys und Tablets aus 

Klassenzimmern bis Grund-

schulende  

• Recht auf nichtdigitale 

Teilhabe am öffentlichen 

Leben  
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Weitere digitalpolitische Vorhaben 

Durchsetzung des Digital 

Services Act 

• Einführung von effektiven 

Möglichkeiten zur Alters-

verifikation von jugendli-

chen auf Onlineplattfor-

men  

• Digitaloffensive für Seni-

orinnen und Senioren  

 

Europa 

Wirtschaft und Wettbewerbsfähigkeit 

• “Deal für Wettbewerbs-

fähigkeit” in Europa durch 

“marktbasierte Instru-

mente, Technologieoffenheit 

und Vertrauen” 

• Abbau von Hindernissen im 

grenzüberschreitenden Wa-

ren- und Dienstleistungs-

verkehr 

• Voranbringen von EU-Pro-

jekten zur Förderung der 

Wettbewerbsfähigkeit 

der EU (IPCEI, European 

Chips Act) 

• Modernes Kartell- und 

Wettbewerbsrecht auf 

• Reformierung des Mehr-

jährigen Finanzrahmens 

im Rahmen von Next Gene-

ration EU zur Ausrichtung 

auf Politikbereiche mit er-

kennbarem europäischem 

Mehrwert 

• Digitale Infrastruktur für 

grenzüberschreitenden 

Dienstleistungsverkehr 

zur Sicherung und Verbes-

serung der Arbeitsplätze im 

Binnenmarkt 

• Europäische Resilienz-

strategie zum „De-Ris-

king”, effektivem Schutz 

• Stärkere Ausrichtung des 

nächsten EU-Finanzrah-

mens auf Investitionen in 

Infrastruktur und klima-

neutralen Ausbau der 

europäischen Wirtschaft 

• Neue Eigenmitteleinnah-

men europäischen Instru-

menten mehrheitlich zu-

gunsten des EU-Haushalts 

• Gemeinsame europäi-

sche Anleihen z. B. im 

Rahmen der Europäischen 

Investitionsbank 

• Europäische Digitalkon-

zernsteuer, sofern USA 

• Keine Verschuldungs-

kompetenz der EU, Next 

Generation EU als einmalige 

Ausnahme, keine Europäi-

sche Schuldenunion 

• Umfassende Freihandels-

abkommen oder sekt-

orale Handelsabkommen 

je nach Bereitschaft der 

Partner 

• Reform der Kohäsionspoli-

tik durch Fokussierung auf 

Projekte mit europäischem 

Mehrwert statt regionaler 

Umverteilung und Struktur-

förderung 
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Europa 

Wirtschaft und Wettbewerbsfähigkeit 

Grundlage des globalen 

Markts für fairen Wettbe-

werb in Europa 

kritischer Infrastrukturen 

und Ansiedlung von Schlüs-

selindustrien 

globale Vereinbarungen zur 

Besteuerung digitaler Groß-

konzerne nicht einhalten 

• Anpassung des Beihilfe-

rechts zur umfassenden 

Unterstützung der Dekarbo-

nisierung der Industrie und 

Abbau der Abhängigkeiten 

von Autokratien 

 

Institutionelles 

• Institutionelle Reformen 

und Reform der Arbeitswei-

sen für mehr Handlungsfä-

higkeit  

• Verbesserung der Koordi-

nierung innerhalb der EU 

• Vertiefte Zusammenarbeit 

mit UK; Stärkung des EWR; 

Ausbau der Partnerschaft 

mit Nahem und Mittlerem 

Osten sowie Norden Afrikas 

zur Unterbindung illegaler 

Migration 

• Europäische Vertragsre-

formen  

• Abschaffung des Einstim-

migkeitsprinzips für bes-

sere Handlungsfähigkeit 

• Nutzung des „Weimarer 

Dreiecks” (Frankreich, Po-

len, Deutschland) für Im-

pulse zur Weiterentwick-

lung der EU zu solidari-

scher Gemeinschaft; For-

mulierung gemeinsamer 

Positionen und 

• Vollwertiges Initiativrecht 

des Europaparlaments für 

Gesetzgebungsvorhaben 

• Transnationale Liste für 

Wahlen 

• Abschaffung des Einstim-

migkeitsprinzips in allen 

Politikbereichen 

• “Koalition der Willigen”, 

wo gemeinsame Reformen 

aller Mitgliedstaaten nicht 

möglich sind 

• Deutsch-französische 

Kooperation und 

• Institutionelle Reformen 

wie Verkleinerung der 

Kommission, Initiativrecht 

des Europäischen Parla-

ments, qualifizierte Mehr-

heitsentscheidungen in 

der Gemeinsamen Außen- 

und Sicherheitspolitik 

• Bessere Verteilung der Fi-

nanzmittel in der EU ent-

lang der Zukunftsaufgaben 

(Innovation, Forschung, Au-

ßen- und Verteidigungspoli-

tik) 

• Keine weitere Zentralisie-

rung von Macht bei der EU-

Kommission, stattdessen 

Rückverlagerung von 

Kompetenzen an die Mit-

gliedstaaten 

• Enge Zusammenarbeit 

der europäischen Staaten, 

aber keine immer tiefere 

Integration in Richtung ei-

nes europäischen Bundes-

staats 

• „Enorme finanzielle und mi-

litärische Mittel” für die 
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Institutionelles 

• Europäische Verteidi-

gungsunion durch Integra-

tion der nationalen Armeen 

und Einbettung in Struktu-

ren der NATO, besserer Ein-

satz vorhandener Instru-

mente und Schaffung einer 

“echten europäischen Si-

cherheitsunion”  

• Verbesserung des Außen-

grenzschutzes  

• Wirksamere Verteidigung 

der Rechtsstaatlichkeit 

durch konsequente Anwen-

dung der bestehenden Mög-

lichkeiten 

• Rücknahme und Unter-

bindung der “deutschen 

Übererfüllung von europä-

ischem Recht” durch “Anti-

Gold-Plating-Gesetz”  

• Reduktion von “EU-Büro-

kratie” durch “EU-Fore-

checking” und “Aktions-

plan für weniger Büro-

kratie in Europa” 

• Betonung des Subsidiari-

tätsgrundsatzes 

Interessen für global ein-

heitliches starkes Auftreten 

• Europäische Verteidi-

gungsunion durch gut auf-

gestellte Verteidigungsin-

dustrie und europäische 

Rüstungsexportpolitik 

• Verbesserung des Außen-

grenzschutzes unter Ge-

währleistung rechtsstaatli-

cher und humaner Bedin-

gungen, Stärkung der Kon-

trollrechte des EP bzgl. 

Frontex 

• Konsequenterer Einsatz und 

Weiterentwicklung beste-

hender Schutzinstru-

mente bei Rechtsstaats-

verstößen (Vertragsverlet-

zungsverfahren, Stimm-

rechtsentzug, finanzielle 

Sanktionen, unabhängiges 

Kontrollgremium für Einsatz 

der Instrumente) 

Weimarer Dreieck stär-

ken, Vision einer Födera-

len Europäischen Repub-

lik mit eigener Verfassung 

• Enge Zusammenarbeit in 

der EU zur Stärkung des 

europäischen Pfeilers 

der NATO 

• Reform des Rechts-

staatsverfahrens nach 

Art. 7 EUV durch Einführung 

einer qualifizierten Mehrheit 

in allen Verfahrensstufen, 

Einführung des Konditionali-

tätsmechanismus in den 

nächsten EU-Haushalt zur 

Verhinderung der Finanzie-

rung von Autokraten 

• Enge deutsch-französi-

sche Zusammenarbeit; 

Stärkung von Formaten wie 

dem Weimarer Dreieck 

und Kooperation mit weite-

ren europäischen Partnern 

• Tiefere Zusammenarbeit 

mit UK (besonders Sicher-

heit und Verteidigung) 

• Stärkung des europäi-

schen Pfeilers der NATO 

durch engere Zusammenar-

beit der EU-Partner in der 

NATO; Aktionsplan zur 

Stärkung der Sicher-

heits- und Verteidi-

gungspolitik der EU 

• Gesamteuropäischer ver-

pflichtender Verteilungs-

schlüssel für Schutzsu-

chende auf Grundlage des 

GEAS ausbauen und „echtes 

Frontex-Update” 

• Stärkung des Rechts-

staatsmechanismus 

durch Ausweitung der Mög-

lichkeiten des Einfrierens 

von EU-Geldern und Aus-

weitung auf die Verletzung 

aller Werte der Union 

• Reduktion von Bürokra-

tie durch Abschaffung von 

Unterstützung der Ukraine 

und „viele Milliarden” für 

“europäische Rüstungs-

schmieden” sind „nutzlos 

verschleudertes Steuer-

geld” 

• Keine Übererfüllung von 

EU-Recht 

• Konzentration auf Kern-

aufgaben, die Mitgliedstaa-

ten allein nicht leisten kön-

nen (Austrocknen von Steu-

eroasen, Verhinderung von 

Steuersenkungswettbewerb 

und Subventionswettlauf, 

digitale Souveränität ge-

genüber Silicon Valley und 

China) 
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Institutionelles 

EU-Rechtsakten wie Be-

richtspflichten aus dem 

“Green Deal” 

• Stärkere Achtung des Sub-

sidiariätsprinzips durch 

die EU und Einführung eines 

Parlamentsvorbehalts 

der Bundesregierung für Le-

gislativvorschläge mit ho-

hen Folgekosten 

 

Finanzmarktregulierung 

Finanzplatz Deutschland 

• Zügige Vertiefung der Ka-

pitalmarktunion und Stär-

kung des Binnenmarkts für 

Finanzdienstleistungen  

• Deutschland soll perspekti-

visch Europas führender 

Finanzplatz werden   

• Ausbau der Gründungsfi-

nanzierung und des Zu-

kunftsfonds, attraktive 

steuerliche Bedingungen für 

Wagniskapital 

• Vorantreiben der Ban-

ken- und Kapitalmark-

tunion 

• Stärkere Nutzung von „fi-

nanziellen Transaktio-

nen” i.S.v. Art. 115 GG für 

öffentliche und private In-

vestitionen  

• Rasche Vollendung der 

Kapitalmarkt- und Ban-

kenunion 

• Europaweite Angleichung 

des Vertrags- und Insol-

venzrechts für Finanz-

marktakteure 

• Alle Geldanlagen des 

Staates sollen nach Nach-

haltigkeitskriterien ange-

legt werden  

• Booster für Gründer und 

Start-ups, Fortsetzung der 

• Vertiefung der Banken- 

und Kapitalmarktunion, 

besser abgestimmte Fi-

nanzaufsicht, Harmoni-

sierung des Insolvenz-

rechts 

• Deutschland zum Land 

der Aktionäre machen 

• Veräußerung von Staats-

beteiligungen 

• Besserer Zugang für 

Frauen zu Venture 

• Umwandlung großer, staatli-

che Unterstützung erhalten-

der Unternehmen in Stif-

tungsunternehmen  

• Ausstattung von innovati-

ven Start-ups mit „geduldi-

gem” Kapital  

• Möglichkeit der Bargeldzah-

lung in Ämtern, Behörden 

und öffentlich beauftragten 

Unternehmen  
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Finanzmarktregulierung 

Finanzplatz Deutschland 

• Schaffung einer bürokra-

tiereduzierten Gründer-

schutzzone. 

• Der Digitale Euro muss 

Bargeld ergänzen, nicht 

die Finanzstabilität beein-

trächtigen, die Privatsphäre 

der Verbraucher schützen 

und kostenlos sein  

WIN-Initiative für besse-

ren Zugang zu Wagniska-

pital von jungen innovati-

ven Unternehmen 

• Bundesweite Servicestelle 

zur Bündelung von Exper-

tise über den Missbrauch 

von Kryptowährungen 

Capital Fonds staatlicher 

Förderbanken  

• Verbesserung der steuerli-

chen Rahmenbedingun-

gen für in Wachstumsun-

ternehmen/Start-Ups in-

vestierende Kapitalge-

ber, wie in der WIN-Initia-

tive vorgeschlagen 

• Der digitale Euro soll die 

Privatsphäre der Nutzer 

respektieren und nicht auf-

gezwungen werden 

• Begrüßung von Kryp-

towährungen und Digital-

Ledger-Technologien 

• Für die Zulassung von 

Krypto-ETFs, offen für den 

Einsatz von Kryptowährun-

gen als Währungsreserve  

• Aufgabenspektrum der 

BaFin um „Finanzmarkt-

förderung” erweitern, um 

FinTech- und Krypto Inno-

vationen besser zu unter-

stützen  
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EU-Finanzregulierung  

• Fortlaufende Prüfung der 

Regulierung der Kapital-

marktunion auf Wettbe-

werbsfähigkeit im Ver-

gleich mit außereuropäi-

schen Finanzplätzen  

• „Maximal pragmatische” 

Weiterentwicklung der EU-

Taxonomie 

• Beibehaltung des Drei-

Säulen-Systems aus Pri-

vatbanken, öffentlich-recht-

lichen Banken und Genos-

senschaftsbanken  

• Beibehaltung der Hono-

rar- und Provisionsbera-

tung  

 • Entlastung von kleinen 

Banken und Finanzmarkt-

akteuren von unnötig 

kleinteiliger Bürokratie  

• Deutschland soll führende 

Rolle bei Verbesserung 

der Sustainable-Finance- 

Regulierung einnehmen, 

diese soll vereinfacht wer-

den  

• Mindeststandards und 

Normen für nachhaltige 

Finanzprodukte  

• Faire und unabhängige Fi-

nanzberatung für Ver-

braucher in Finanzfragen  

• BaFin soll Greenwashing 

von Finanzprodukten 

überwachen  

• Finanzmarktregulierung 

mit Fokus auf Wettbe-

werbsfähigkeit und „Level 

Playing Field” 

• Überprüfung der Verhält-

nismäßigkeit bestehender 

Regulierungen 

• Für die Abschaffung von 

Berichtspflichten aus dem 

Green Deal, ausdrücklich 

die EU-Taxonomie  

• Ablehnung der Einführung 

einer Europäischen Einla-

gensicherung (EDIS)  

• Beibehaltung der Hono-

rar- und Provisionsbera-

tung  

• Verbot des Einholens von 

Bonitätsauskünften bei 

Verträgen, die keine Kre-

ditverträge sind  

• Stärkung des Verbrau-

cherschutzes, um Benach-

teiligung der Kunden u.a. 

durch Banken zu unterbin-

den 

• Ausbau der Verbraucher-

zentralen zu „Marktwäch-

tern”  

 

Private Altersvorsorge 

• „Frühstart-Rente”, der 

Staat legt monatlich 10 € 

pro Kind in ein kapitalge-

decktes Altersvorsorge-

depot an, welches ab 18 

übernommen und bei Ren-

teneintritt steuerfrei ausge-

zahlt wird  

• Staatliche Förderung der 

privaten Altersvorsorge nur 

für kleine und mittlere 

Einkommensbezieher  

• Einführung eines „Bürger-

fonds” für die private Al-

tersvorsorge mit staatli-

cher Unterstützung für 

niedrige und mittlere Ein-

kommen  

• Erhöhung der Freibeträge 

für Kleinsparer und 

• Steuerlich gefördertes 

Altersvorsorgedepot, Ka-

pitalanlage und Umschich-

tungen innerhalb des De-

pots sind bei Reinvestition 

steuerfrei  

• Wahlfreiheit für Selbst-

ständige bei der 

• Beendigung der Förde-

rung privater Vorsorge-

modelle, keine „Spekula-

tion” mit der Rente am Akti-

enmarkt  
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Private Altersvorsorge 

• Einführung einer verbindli-

chen Altersvorsorge für 

sonst nicht ausreichend 

abgesicherte Selbststän-

dige  

dynamische Anpassung an 

die Inflation  

Altersvorsorge; Zugang 

zur geförderten privaten Al-

tersvorsorge soll offen sein 

für alle Erwerbstätigen  

 

Verkehr 

Automobilwirtschaft & E-Mobilität 

• Rückgängigmachen des 

Verbrenner-Verbots 

• “Technologieoffenheit” 

für alternative Antriebe ne-

ben E-Mobilität, z. B. E-

Fuels, Wasserstoff, nachhal-

tige Biokraftstoffe 

• “Überprüfen” der Flotten-

grenzwerte, Verhinderung 

von Strafzahlungen 

• Ausbau der Ladeinfra-

struktur für E-Mobilität 

• Senkung von Transport-

kosten durch Reduktion 

von CO2-Preis und CO2-Zu-

schlag im Transportgewerbe 

• Weiterentwicklung des 

Güterverkehrs durch 

• Elektromobilität als Zu-

kunft des Autos, Fokus 

der Technologie bei Autos 

zweifelsfrei auf Elektrifizie-

rung (Wasserstoff für ener-

gieintensive Industrien wie 

Stahl, E-Fuels bei Schiff- 

und Luftfahrt) 

• Neue Förderung für pri-

vaten E-Auto-Kauf durch 

befristeten Steuerabzugsbe-

trag für in Deutschland pro-

duzierte E-Autos und Lea-

singmodelle  

• Förderung für gewerbli-

che Nutzung durch bes-

sere Abschreibungsbe-

dingungen und 

• Wettbewerb zwischen Ver-

brenner und E-Auto global 

längst zugunsten der 

Elektromobilität ent-

schieden; ab 2035 nur 

noch klimafreundliche An-

triebe; nachhaltige Kraft-

stoffe für Luft- und Schiffs-

verkehr 

• “Sozial ausgewogene Kauf- 

und Leasinganreize” für 

Elektromobilität, jedoch nur 

bei Produktion in Europa 

mit hohen sozialökologi-

schen Standards 

• Staatliche Unterstützung für 

Menschen mit kleineren 

und mittleren 

• Ablehnung des Verbots 

des Verbrennungsmotors 

(Erhalt mit erneuerbaren 

Kraftstoffen) und Gleich-

stellung erneuerbarer 

Kraftstoffe mit Elektro- und 

Wasserstoffmobilität bei Re-

gulatorik, Besteuerung und 

Förderung; „Technologie-

offenheit” 

• Abschaffung der EU-Flot-

tengrenzwerte, Anrech-

nung von erneuerbaren 

Kraftstoffen auf Flotten-

grenzwerte 

• Bedarfsgerechter und 

marktwirtschaftlicher Aus-

bau der Ladeinfrastruktur 

• Rücknahme des Verbren-

ner-Verbots, stattdessen 

Förderung neuer Antriebs-

technologien und alternati-

ver Kraftstoffe sowie spar-

samer Verbrennermotoren; 

Berücksichtigung “effizien-

ter Mischtechnologien” 

• “Im Bereich der E-Mobilität 

müssen preisgünstige Mo-

delle angeboten werden”; 

“Volksleasing” für “um-

weltfreundliche Fahrzeuge 

aus europäischer Produk-

tion” inklusive verbrauchs-

armer Verbrenner 

• “Ladeinfrastruktur nicht 

ausreichend vorhanden” 
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Verkehr 

Automobilwirtschaft & E-Mobilität 

emissionsfreien Lastenver-

kehr, Schiene, Wasserstra-

ßen und neue Technologien;  

• Reformierung der Berufs-

kraftfahrerqualifikation  

• Digitale Kfz-Anmeldung 

als bundesweit einheitlicher 

Standard 

Änderungen bei der 

Dienstwagenbesteue-

rung 

• Verlängerung der Kfz-

Steuerbefreiung für E-Au-

tos bis 2035 

• Keine Strafzahlungen im 

Zusammenhang mit CO2-

Flottengrenzwerten 

• Flächendeckender Ausbau 

der Ladeinfrastruktur 

• Förderung der Beschaf-

fung klimafreundlicher 

Lkw und Nahverkehrsbus-

sen 

Einkommen bei E-Auto-

Kauf (Ladekarte für Tanken 

an öffentlichen Ladesäulen, 

steuerliche Förderung, 

Social-Leasing-Pro-

gramm) 

• Reformierung des Dienst-

wagenprivilegs mit Anrei-

zen für klimaneutrale Mobi-

lität 

• Keine Abschwächung der 

EU-Flottengrenzwerte-

verordnung, mögliche 

Strafzahlungen ggf. stre-

cken und für Hochlauf der 

E-Mobilität durch europäi-

sche Programme nutzen 

• Gezielte Förderung für die 

Ladeinfrastruktur 

• Beenden “überzogener 

Preise an Ladesäulen durch 

straffe Anwendung des EU-

Rechts” und Stärkung des 

Verbraucherschutzes  

„statt nach starren staatli-

chen Vorgaben” auch durch 

private Investitionen 

• Digitalisierung von Füh-

rerschein und Fahrzeugpa-

pieren (digitale Kfz-Zulas-

sung) 
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Verkehrsinfrastruktur 

• Solide Finanzierung der 

Infrastruktur durch dau-

erhafte Finanzierungsstabi-

lität, Kurzfristige Mobilisie-

rung von starken Anreizen 

für private Investoren 

• Beschleunigung von Inf-

rastrukturvorhaben etwa 

durch einfachere Zulas-

sungsverfahren und zügige 

behördliche Prüfung  

• Neuer Bundesmobilitäts-

plan für Sanierung der Inf-

rastruktur; keine Privati-

sierung der Daseinsvor-

sorge (Infrastruktur, DB) 

• Nationale Hafenstrategie 

und Modernisierung der 

Schiffsflotten  

• Verlässliche Finanzie-

rung und Realisierung der 

Grundsanierung der Ver-

kehrsinfrastruktur mit 

Deutschlandfonds; Erarbei-

tung eines integrierten 

Bundesmobilitätsplans 

• Beschleunigung der Pla-

nungs- und Genehmi-

gungsverfahren bereits 

erfolgt, nun konsequente 

Umsetzung und Finanzie-

rung 

• Stärkung der “verkehrsträ-

gerbezogenen Finanzie-

rungskreisläufe” (eigene 

Einnahmen für Autobahn 

GmbH durch Lkw-Maut, 

Öffnung für private Inves-

titionen) 

• Halbierung der Pla-

nungszeiten für alle Infra-

strukturprojekte und bun-

deseinheitliche Standar-

disierungen  

• Sanierung und Ausbau 

der Infrastruktur, “mehr 

Geld für den Straßenbau 

und für die Erneuerung von 

Brücken”; “groß angelegtes 

Investitionsprogramm” 

finanziert durch Reform der 

Schuldenbremse 

 

Bahn und Schiene 

• Verschlankung und Neu-

aufstellung der Deut-

schen Bahn: stärkere 

Trennung von Infrastruktur- 

und Transportbereich für 

mehr Wettbewerb 

• Hauptfinanzierung von In-

standhaltung, Ausbau und 

Modernisierung des Schie-

nennetzes durch den Bund 

• Besonderes Augenmerk auf 

grenzüberschreitende 

Infrastruktur 

• Erhalt der Deutschen 

Bahn als integrierter 

Konzern im öffentlichen 

Eigentum 

• Weiterentwicklung der ge-

meinwohlorientierten Infra-

struktursparte DB InfraGO 

und des Gesamtkonzerns 

• Sanierung und Ausbau des 

maroden Schienennetzes 

“mit Hochdruck” und “im 

erforderlichen Maß” 

• Ausbau des Schienengü-

terverkehrs, Verlagerung 

von Straßentransport auf 

die Schiene 

• Herauslösung des Netzes 

aus dem DB-Konzern in 

eigenständige GmbH in 

Bundeseigentum und Pri-

vatisierung des Bahnbe-

triebs 

• Auflösung der DB Hol-

ding und Bündelung der Fi-

nanzierungsinstrumente in 

einen Schienenfonds 

• Konzentrierung der Finanz-

mittel des Bundes auf 

Infrastrukturbereich 

• Keine Privatisierung der 

Deutschen Bahn; Konzent-

ration auf Kernaufgaben 

(Nah- und Fernverkehr, Gü-

tertransport) 

• Stärkung des Güterver-

kehrs der Bahn durch Sen-

kung der Trassenpreise und 

Ausbau der Kapazitäten des 

Gütertransports 
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Bahn und Schiene 

• Öffnung des Fernverkehrs 

für mehr Wettbewerb 

 

Allgemeine verkehrspolitische Positionen 

• Individualverkehr und 

ÖPNV gemeinsam barriere-

frei denken, sinnvolle Er-

gänzung von Bus, Bahn, 

Schiff, Flugzeug, Auto, Rad- 

und Fußverkehr 

• Ablehnung eines generel-

len Tempolimits für Auto-

bahnen 

• Automobilindustrie als 

Leitindustrie erhalten, in-

dividuelle Mobilität als “In-

begriff von Freiheit”, daher 

Ablehnung von “Anti-

Auto-Haltung”, Fahrver-

boten für Innenstädte, Um-

widmungen von Parkplätzen 

und Tempolimit (s. o.) 

• Reformierung des Stra-

ßenverkehrsrechts und 

“Vision Zero” für bessere 

Intermodalität der Ver-

kehrsmittel 

• Gemeinsame Finanzie-

rung des ÖPNV mit Ländern 

und Kommunen mit Regio-

nalisierungsmitteln des 

Bundes 

• Tempolimit von 130 km/h 

auf Bundesautobahnen 

• Erhöhung der Barrierefrei-

heit und Verkehrssicher-

heit durch Stadtumbau und 

Erneuerung von Regelwer-

ken nach dem Leitbild “Vi-

sion Zero” (komplette Ver-

meidung von Verkehrsto-

ten) 

• Bußgeldkatalog für 

schwere Verkehrsverstöße 

auf europäisches Niveau 

bringen 

• “Sicherheitstempo von 140 

km/h auf Autobahnen als 

generelles Tempolimit” 

• Vereinfachung des Stra-

ßenverkehrsrechts weiter 

vorantreiben; Zulassung 

automatisierter Fahrsys-

teme aller Entwicklungsstu-

fen 

• Ablehnung eines allgemei-

nen Tempolimits auf Auto-

bahnen 

• Stärkung des automobilen 

Kulturguts 

• “Schluss machen mit der 

Autofeindlichkeit” 
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Umwelt     

• Kein grundsätzliches 

Verbot von per- und po-

lyfluorierten Chemikalien 

(PFAS), Forschung für Er-

satzstoffe und geschlossene 

Kreisläufe 

• Vorantreiben der Endlager-

suche für Atommüll 

• Ausgleichspflicht für Maß-

nahmen des Küsten- und 

Hochwasserschutzes; 

Pflichtversicherung für 

Elementarschäden 

• Erhaltung von Arten und 

Lebensräumen durch Auf-

wertung von Schutzgebie-

ten und Vernetzung der Le-

bensräume 

• Konsequente Bestrafung 

von Umweltkriminalität, 

Weiterentwicklung der Re-

geln für Handel mit interna-

tionalen Umwelt- und Kli-

mazertifikaten 

• Städtebauförderung zur 

Anpassung an den Klima-

wandel (Begrünung und 

Entsiegelung, Ausbau von 

Wasserflächen etc.) 

• Flächenplanung zum 

Schutz von Wildnis- und 

Kulturlandschaften, heimi-

scher Arten und Ermögli-

chung von konfliktfreiem 

Miteinander von Land- und 

Energiewirtschaft, Touris-

mus, Industrie, Wohnen 

und Naturschutz 

• Anpassung der gesetzlichen 

Rahmenbedingungen zur Si-

cherung der Ökosystem-

leistungen der Wälder für 

kommende Generationen 

• Konstruktive Begleitung und 

Beschleunigung des Endla-

ger-Suchverfahrens 

• Mehr Bundesmittel für die 

Klimavorsorge  

• Unbürokratische und 

schnellere Ausweisung von 

Naturschutzgebieten und 

Biotopverbünden 

• Reform der REACH-Rege-

lung; risikobasierter An-

satz, Ersatz der “Ewigkeit-

schemikalien” 

• Bundeswaldgesetz für na-

tur- und klimaverträgli-

cher Holznutzung 

• Stärkere Beteiligung von 

Kunststoffherstellern an 

den Umweltkosten von 

Verpackungsmüll, kein 

vermeidbarer Verpa-

ckungsmüll mehr ab 2045 

• Ersatzgeldzahlungen 

statt realer Kompensation 

durch Ausgleichsflächen bei 

Bauvorhaben, die neue 

Flächen nutzen 

• Schaffung von Handlungs-

spielräumen für nachhal-

tige Waldwirtschaft  

• “Moderne Recyclingme-

thoden statt Produktver-

bote”, marktwirtschaftli-

chere und technologieoffe-

nere Ausgestaltung des ge-

setzlichen Rahmens 

• “Populationsschutz statt 

kleinteiligem Individuen-

schutz”; Reform des Ver-

bandsklagerechts um nach-

trägliche Behinderung von 

Bauvorhaben zu verhindern 

• Produktionsintegrierte Um-

setzung von Ausgleichs-

maßnahmen für Bauvor-

haben mit landwirtschaftli-

chen Betrieben vor Ort  

• Aufforstung von Wäldern 

mit anpassungsfähigeren 

Baumarten 
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Unternehmensrecht 

Berichtspflichten  

• Abbau von Statistikpflichten 

und Doppelstrukturen 

• Setzen auf digitale Anwen-

dungen und repräsentative 

Aussagen 

• Grundsatz des Einmal-

Reicht-Ansatzes 

• Abschaffung des deut-

schen Lieferkettengeset-

zes 

• Belastungen einen Riegel 

vorschieben, etwa bei der 

Nachhaltigkeitsberichter-

stattung (CSRD) 

• Ablehnung von Parallelre-

gulierung auf europäischer 

und nationaler Ebene 

• Entschärfung der EU-Taxo-

nomie für Forst- und Land-

wirtschaft 

• Abbau von Bürokratie 

durch Zusammenführung, 

Vereinfachung und Digitali-

sierung von Dokumentati-

ons- und Berichtspflichten 

• EU-Lieferkettenrichtlinie 

hat klare Regelungen und 

gleiche Voraussetzungen für 

alle Unternehmen geschaf-

fen 

• Unterstützung des Green 

Deal 

• Bewahrung hoher Stan-

dards bei sozialer Gerech-

tigkeit, Klimaschutz, Natur-

schutz, Menschenrechten 

• Bewahrung der heimischen 

Wirtschaft vor einem schäd-

lichen Unterbietungs-

wettbewerb 

• Schutz vor Ausbeutung 

und Umweltzerstörung in 

anderen Ländern 

• Beendigung der miss-

bräuchlichen Nutzung 

von Schiedsgerichten 

• EU-Lieferkettenrichtlinie 

ist eine große Errungen-

schaft, unbürokratische 

Umsetzung in deutsches 

Recht 

• Green Deal als Rahmen für 

fairen Wettbewerb in Eu-

ropa durch klimapolitische 

und ökologische Leitplanken 

• Drastische Reduzierung 

von Berichts-, Dokumenta-

tions- und Nachweispflich-

ten 

• Abschaffung der EU-Lie-

ferkettenrichtlinie 

• Ablehnung der Erweite-

rung der Taxonomie um 

eine Sozial-Taxonomie 

• Abschaffung der Berichts-

pflichten aus dem Green 

Deal als Ziel auf EU-Ebene 

• Vollständige Abschaffung 

von EU-Taxonomie-Richtli-

nie, CSRD, CSDDD, Akti-

onsplan für Kreislauf-

wirtschaft 

• Konsequente Entlastung 

des Mittelstandes von bü-

rokratischen Auflagen 

• Abbau unnötiger Regeln, 

Prozesse und Auflagen 

• Vereinfachung von Ver-

fahren 

• Reform des Lieferketten-

gesetzes, um das Verhält-

nis von Aufwand und Nut-

zen zu verbessern 

• Gestaltung der Schwellen-

werte für kleine und mitt-

lere Unternehmen so, dass 

diese stärker von Berichts- 

und Dokumentationspflich-

ten befreit werden 

• Sofortige Aussetzung der 

Pflicht zur Nachhaltig-

keitsberichterstattung 

• Ablehnung der Übererfül-

lung europäischer Stan-

dards im nationalen Recht 
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Bürokratieabbau 

• Beschluss von Jahresge-

setzen zum Bürokratie-

abbau als „echte Entrüm-

pelungsgesetze” 

• Beweislastumkehr bei 

Dokumentationspflichten 

• Ersetzen von regelmäßigen 

Nachweisen durch ein An-

zeigerecht von Verstößen 

• Versehen von Gesetzen und 

Regelungen mit einem Ver-

fallsdatum, wo sinnvoll 

möglich 

• Gründerschutzzone, die in 

der Startphase weitgehend 

von bürokratischen Vor-

schriften befreien soll 

• Kappung unnötiger Büro-

kratie 

• Zusammenführung, Ver-

einfachung und Digitali-

sierung von Dokumentati-

ons- und Berichtspflichten 

• Skalierung des Instruments 

Praxischeck zum Abbau 

unnötiger Bürokratie 

• Jahresbürokratieabbau-

gesetz, um einen Abbau-

Pfad für überflüssige Rege-

lungen zu schaffen 

• Befristung von Gesetzen 

mit einer Sunset-Klausel 

• Einführung eines bürokra-

tiefreien Jahrs, in dem 

Betriebe keine Berichts-

pflichten erfüllen müssen 

• Bürokratiebremse im 

Grundgesetz, Forderung 

nach einem sofortigen drei-

jährigen Bürokratiemo-

ratorium 

• Reduzierung des Erfül-

lungsaufwandes für Un-

ternehmen um mindestens 

6 Milliarden EUR im Saldo 

pro Legislaturperiode 

• Schriftformerfordernisse 

nur noch als Ausnahme 

• Einführung eines nationa-

len Tags der Entrümpe-

lung, der zweimal im Jahr 

stattfindet 

• Fokussierung von Behör-

denmitarbeitern und Füh-

rungskräften auf Regeln 

und Richtlinien, die nicht 

mehr gebraucht werden 

• Fokussierung von Behör-

denmitarbeitern und Füh-

rungskräften auf Verfah-

rens- und Prozessbe-

schleunigung 

• Ablehnung der Pflicht zur 

elektronischen Rech-

nungsstellung und elekt-

ronischen Budgetierung 

 

Vergaberecht 

• Anpassung der europäi-

schen Definition von klei-

nen und mittleren Unter-

nehmen  

 • Entlastung i.H.v. über einer 

Milliarde Euro für Vergabe-

stellen der Kommunen und 

Wirtschaft durch 

• Vereinfachung des 

Vergaberechts durch An-

hebung der Direktauftrags-

grenzen auf 100.000 EUR 
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Vergaberecht 

• Heraufsetzen der 

Schwellenwerte für öf-

fentliche Aufträge 

Modernisierung des 

Vergaberechts  

• Anhebung der Direktauf-

tragsgrenzen, um Verga-

bestellen der Kommunen zu 

entlasten 

• Bessere Berücksichtigung 

von StartUps bei der 

Vergabe 

• Ablehnung der Berücksich-

tigung von vergabefrem-

den Kriterien 

• Mittelstandsfreundliche 

Ausschreiben für Informa-

tionstechnologien im Be-

reich der Justiz 

 

Gesellschaftsrecht 

• Modernisierung und Flexibi-

lisierung des Aktienrechts 

• Ausweitung der Möglichkei-

ten von Kapitalerhöhun-

gen 

• Herabsetzung des Mindest-

nennwerts von Aktien 

• Erhöhung der Kundenorien-

tierung und Transparenz bei 

Produktinformationsblät-

tern 

 • Angleichung der Förderung 

von gemeinwohlorien-

tierten Unternehmen an 

die Förderung für andere 

Gründer 

• Fortführung der Nationa-

len Strategie für Soziale 

Innovationen und gemein-

wohlorientierte Unterneh-

men 

• Reform des aktien-recht-

lichen Spruch-verfah-

rens: Zulassung des Mehr-

heitsvergleichs und Abfin-

dung in Aktien 

• Zulassung des Spruch-

verfahrens bei der über-

nehmenden Gesellschaft ei-

nes Umwandlungsvorgan-

ges 

• Kapitalsammelstellen 

sollen stärker in Aktien 

und Venture Capital in-

vestieren können 

• Schaffung einer Beteili-

gungsform für Mitarbeiter-

kapital- und Gewinnbe-

teiligungen ohne 
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Gesellschaftsrecht 

gesellschaftsrechtliche Ein-

flüsse, wie Stimmrecht oder 

notarielle Beglaubigungs-

pflicht 

 

Arbeitsrecht 

Mindestlohn 

• Bekenntnis zum gesetzli-

chen Mindestlohn, Ableh-

nung eines politischen 

Mindestlohns und einer 

Mindestlohnentschei-

dung im Bundestag 

• Lohnfindung muss Sache 

der Sozialpartner sein 

• Orientierung des Mindest-

lohns an der europäischen 

Richtlinie, also mindestens 

60% des mittleren Ein-

kommens in Deutschland 

• Sicherstellung der Berück-

sichtigung dieser Grenze 

durch die Mindestlohnkom-

mission 

• Mindestlohn in Höhe von 15 

EUR spätestens ab 2026 

• Umsetzung der EU-Ent-

gelttransparenzrichtlinie 

in deutsches Recht bis 2026 

• Weiterentwicklung des 

deutschen Entgelttranspa-

renzgesetzes in ein Lohn-

gerechtigkeitsgesetz 

• Mindestlohn in Höhe von 15 

EUR im Jahr 2025 

• Geltung des Mindestlohns 

auch für unter 18-Jäh-

rige 

• Entschiedenes Vorgehen ge-

gen Missbrauch von 

Werkverträgen und 

Schwarzarbeit 

• Umsetzung der EU-Ent-

gelttransparenzrichtlinie, 

zügig und vollständig 

• Voranbringen und Einklag-

barkeit von Gleichstel-

lungsregeln 

• Respekt vor der Tarifauto-

nomie 

• Ablehnung von politischen 

Eingriffen in die Arbeit der 

unabhängigen Mindest-

lohnkommission 

• Vereinfachung von Mindest-

lohn-Dokumentations-

pflichten und Verlagerung 

auf das Monatsende 

• Aufbau schlagkräftiger 

Strukturen zur Bekämpfung 

von Schwarzarbeit  

• Unverzügliche Anhebung 

des Mindestlohns auf 15 

EUR 

• Orientierung an der EU-

Mindestlohnrichtlinie 

• Schaffung gesetzlicher 

Grundlagen, um Mini- und 

Midijobs in sozialversiche-

rungspflichtige Beschäfti-

gungsverhältnisse zu über-

führen 

• Beendigung des Miss-

brauchs von Werk- und 

Leiharbeit 
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Tarifpolitik 

• Ziel ist eine höhere Ta-

rifbindung 

• Stärkung der Allgemein-

verbindlichkeit von Tarif-

verträgen 

• Zentrale Rolle der Sozial-

partner im Tarifausschuss 

• Mehr Tariföffnungsklauseln, 

um flexible Pauschalrege-

lungen für Mitarbeiter und 

Betriebe zu ermöglichen  

• Unterstützung der Bereit-

schaft zur Tarifbindung 

durch Änderungen im Tarif-

vertragsgesetz 

• Schutz der positiven und 

negativen Koalitionsfrei-

heit 

• Gerechtere Einstufung und 

Bezahlung durch mehr Ta-

rifbindung 

• Erleichterung der Allge-

meinverbindlichkeitser-

klärung von Tarifverträgen 

• Schaffung eines Bundesta-

riftreuegesetzes, sodass 

öffentliche Aufträge des 

Bundes nur noch von Unter-

nehmen mit Tarifvertrag 

vergeben werden 

• Einsatz für ein europäi-

sches Tariftreuegesetz 

für europäische öffentliche 

Aufträge 

• Erleichterung der Allge-

meinverbindlichkeitser-

klärung von Tarifverträgen 

• Schaffung eines Ta-

riftreuegesetzes, wonach 

öffentliche Aufträge des 

Bundes „in der Regel” an 

Unternehmen mit Tarifver-

trag vergeben werden 

• Ablehnung des Bundesta-

riftreuegesetzes 

• Stärkung der Tarifbindung 

• Erleichterung der Allge-

meinverbindlichkeitser-

klärung von Tarifverträgen 

• Vergabe von öffentlichen 

Aufträgen und Subventio-

nen nur noch an Unterneh-

men, die Tariflöhne zahlen 

 

Betriebliche Mitbestimmung, Gewerkschaften, Streikrecht 

• Prüfen weiteren Hand-

lungsbedarfs über das Be-

triebsrätemodernisie-

rungsgesetz hinaus 

• Sicherstellung der Möglich-

keit, Betriebsräte zu grün-

den 

• Weiterentwicklung der 

Transfergesellschaften 

für kleinere Unternehmen 

• Schaffung eines gesetzli-

chen Mindestkatalogs für 

zustimmungsbedürftige 

Geschäfte im Aufsichtsrat 

• Stärkung der Mitbestim-

mungsrechte bei Klima- 

und Umweltschutz, Qualifi-

zierungsmaßnahmen und 

Gleichstellung im Betrieb 

• Modernisierung des Streik-

rechts 

• Verpflichtende Schlich-

tungsvereinbarung zu Be-

ginn der Tarifverhandlungen 

in kritischen Bereichen, wie 

Transportwesen, Gesund-

heitswesen, 

• Erleichterung von Be-

triebsratsgründungen 

• Verbesserung des Kündi-

gungsschutzes für Initia-

toren von Betriebsratswah-

len 

• Beteiligung der Beschäftig-

ten bei strategischen 
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Betriebliche Mitbestimmung, Gewerkschaften, Streikrecht 

• Ermöglichung von Online-

Betriebsratssitzungen 

und Online-Betriebsratsver-

sammlungen als gleichwer-

tige Alternative zu Präsenz-

formaten 

• Verankerung der Option zur 

Online-Wahl im Betriebs-

verfassungsgesetz 

• Klarstellung digitaler Zu-

gangsrechte in Anlehnung 

an bestehende analoge Zu-

gangsrechte der betriebli-

chen Mitbestimmung 

• Schließung von „Schlupflö-

chern” im Aufsichtsrat, 

wie bspw. bei der „Aushe-

belung der Mitbestimmung 

durch europäisches Gesell-

schaftsrecht” 

• Reform des Betriebsver-

fassungsgesetzes 

• Einführung eines Ver-

bandsklagerechts für Ge-

werkschaften 

• Absage an alle Versuche, 

das Streikrecht einzu-

schränken 

Sozialversorgung, Kinderta-

gesstätten, Energie, Brand- 

und Zivilschutz sowie Ab-

fallentsorgung  

• Mindestankündigungs-

fristen und Notbetriebs-Si-

cherstellung 

• Möglichkeit zur mitbestim-

mungsfreien Einführung 

digitaler Systeme in Be-

trieben bei gewährleistetem 

Schutz von Arbeitnehmern 

Unternehmensentschei-

dungen 

• Schließung von „Schlupflö-

chern” aus den Mitbestim-

mungsstandards”, wie 

bspw. durch Rechtsformum-

wandlung in eine europäi-

sche Aktiengesellschaft 

 

Arbeitszeit 

• Beseitigung von Hürden für 

Vollzeitarbeit oder vollzeit-

nahe Arbeit von Frauen in 

Teilzeit 

• Geltung einer wöchentli-

chen Höchstarbeitszeit 

im Sinne der europäischen 

Richtlinie, statt einer tägli-

chen Höchstarbeitszeit 

• Anpassung von Formerfor-

dernissen an die Praxis 

• Unterstützung des Bedürf-

nisses nach flexiblen Ar-

beitszeiten, Arbeitszeit-

verkürzung und mehr 

Wahloptionen zur Verein-

barkeit von Familie und Be-

ruf 

• Verkürzung der Wochenar-

beitszeit in Gesundheitsbe-

rufen 

• Modernisierung von Arbeits-

zeitmodellen 

• Digitalisierung und Manipu-

lationssicherung bei der Er-

fassung von Arbeitszeiten in 

Branchen, die von Schwarz-

arbeit betroffen sind 

• Verbesserung flexibler Ar-

beitszeitmodelle und des 

Rückkehrrechts in Voll-

zeit 

• Abschaffung des Arbeits-

zeitgesetzes 

• Ermöglichung von flexib-

len Arbeitszeiten, Teilzeit, 

Jobsharing, Topsharing, 

Homeoffice 

• Ermöglichung flexibler Ar-

beitszeitmodelle durch eine 

wöchentliche Höchstar-

beitszeit, Beibehaltung der 

Summe täglicher Ruhezeit 

• flexible Arbeitszeitmodelle 

in der Verwaltung 
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Arbeitszeit 

• Anpassung des Arbeits-

zeitgesetzes 

• Abschaffung des Vorbe-

schäftigungsverbots nach 

dem Erreichen der Regelal-

tersgrenze 

• Steuerbefreiung von Über-

stundenzuschlägen 

• Anpassung von Ruhezeit-

regelungen durch Öff-

nungsklauseln  

• Ablehnung gesetzlicher 

Regelungen für eine Vier-

Tage-Woche bei vollem 

Lohnausgleich 

• Möglichkeit zur verbindli-

chen Übertragung der Ar-

beitszeitaufzeichnung an 

Arbeitnehmer 

 

Vertragsrecht & weiteres Arbeitsrecht 

• Lockerung der Schriftfor-

merfordernisse im Ar-

beitsrecht 

• Rechtssicherheit für mobi-

les Arbeiten und Home-

office durch Ausnahme von 

der Arbeitsstättenverord-

nung und Definition des 

Homeoffice als Unterfall des 

mobilen Arbeitens 

• Vereinfachung der Verein-

barkeit von Selbststän-

digkeit und Familie 

• Verhinderung der Ge-

fährdung von Arbeitneh-

merrechten, Verbraucher-

rechten, Zielen des ökologi-

schen Wandels beim Büro-

kratieabbau 

• Abschaffung der sach-

grundlosen Befristung 

von Arbeitsverträgen 

• Arbeitsplatzerhalt in 

schwierigen Phasen, bspw. 

durch gute Regelungen für 

Kurzarbeit 

• Angebot eines gesetzli-

chen Rahmens, der fle-

xible Lösungen und pass-

genaue Regelungen für die 

Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf bietet und dabei 

die Betriebe nicht überfor-

dert 

• Entschiedenes Vorgehen ge-

gen Scheinselbstständig-

keit, bspw. bei Plattformun-

ternehmen 

• Entschlackung des Ar-

beitsrechts 

• Ermöglichung digitaler Ar-

beitsverträge in allen 

Branchen 

• Geltung des Arbeitsschutz-

gesetzes statt der Arbeits-

stättenverordnung bei 

Homeoffice und mobiler 

Arbeit 

• Unterstützung von Arbeit-

gebern bei der Berechnung 

des eigenen Gender Pay 

Gap und Umsetzung von 

Angleichungsmaßnahmen 

• Reduzierung der Befristun-

gen mit Sachgrund 

• Ablehnung von sachgrund-

losen Befristungen und 

Kettenbefristungen 
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Rechtspolitik 

Justiz 

• Neuer Pakt für den 

Rechtsstaat für bessere 

Ausstattung der Gerichte 

• Digitalisierungsschub 

und schnellere Gerichts-

verfahren sowie Unterstüt-

zung des Personals durch 

technische Prozesse und KI 

• Abschaffung des Ver-

bandsklagerechts bei Inf-

rastrukturvorhaben, Kür-

zung des Instanzenwegs 

auf zwei Instanzen wo mög-

lich und sinnvoll 

• Pakt für den Rechtsstaat 

zur besseren personellen 

und materiellen Ausstattung 

der Justiz 

• Digitalisierung der Justiz 

mit bundesweit kompatiblen 

Systemen fortsetzen 

• Verbandsklagerecht für 

Gewerkschaften einführen 

• Neuauflage des Pakts für 

den Rechtsstaat zur bes-

seren Ausstattung der Ge-

richte und Digitalisierung 

der Justiz 

• Online-Verfahren für Zi-

vilprozesse von Klage bis 

Urteil 

• Gruppenklage zur gemein-

samen Durchsetzung 

gleichartiger Ansprüche und 

Entlastung der Zivilgerichte 

in Massenverfahren  

• Digitalisierung von Ge-

richten und Verfahrens-

recht, z. B. durch Online-

Gerichtsverfahren bei ge-

ringen Streitwerten oder 

Schaffung ständiger On-

line-Schiedsgerichtshöfe 

auch für Verbraucher 

• Unterstützung der rich-

terlichen Tätigkeit durch 

KI 

• KI-gestütztes Vorverfah-

ren bei Masseverfahren 

im Zivilprozess) und Erpro-

bung neuer Technologien 

• Aufzeichnung der Ge-

richtsverhandlungen im 

Strafprozess 

• Öffentlich einsehbare 

Datenbank für anonymi-

sierte Entscheidungen aller 

Rechtsgebiete 

• Präzisierung des Rechtsrah-

mens für Legal-Tech-Un-

ternehmen 

• Mehr Personal in Justiz-

behörden und Reduzie-

rung der Verfahrenszah-

len durch Reformen, insbe-

sondere des Strafrechts 
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Wirtschaftsstrafrecht 

• Konsequentere Bekämpfung 

von Geldwäsche und Ab-

schöpfung von Verbre-

chensgewinnen (vollstän-

dige Beweislastumkehr bei 

Einziehen von Vermögen 

unklarer Herkunft) 

• Schaffung einer Zollpolizei 

zur Bündelung der Kompe-

tenzen im Bereich Finanz-

kriminalität  

• Stärkung der Bund-Länder-

Initiative zur Bekämpfung 

der Clankriminalität 

• Entschiedenes Vorgehen ge-

gen Geldwäsche und ef-

fektive Bekämpfung der 

Vermögensverschleie-

rung 

• Verschärfung des Wirt-

schafsstrafrechts zur Un-

terbindung des Mietwu-

chers 

• Lückenschließung im Trans-

parenzregister  

• Bekämpfung von Geldwä-

sche durch Ausbau des 

Bundesamts zur Bekämp-

fung der Finanzkriminalität 

zu einer Finanzpolizei  

• Deutliche Steigerung der 

Kapazität und Kompetenz 

auf Bundesebene zur Verfol-

gung schwerer Finanzkrimi-

nalität  

• Einrichtung einer Service-

stelle für Expertise über 

Missbrauch von Kryp-

towährungen   

• Weiterentwicklung des 

Transparenzregisters für 

Unternehmen, um Vermö-

genseinziehung zu erleich-

tern 

• Bekämpfung von Finanzkri-

minalität durch den Aufbau 

„schlagkräftiger Struktu-

ren”, insb. einer Stärkung 

des Zolls und der Zollämter 

vor Ort  

• Bekämpfung der Clankri-

minalität durch Unterbin-

dung von Geldwäsche und 

konsequenter Einziehung 

von Vermögen aus Straf-

taten, u. a. durch Ausbau 

der internationalen Zu-

sammenarbeit von Poli-

zei und Justiz und Stär-

kung der Kontrollen unter-

schiedlicher Behörden 

• Bessere Ausstattung der 

Polizei für Bekämpfung von 

Clankriminalität  

 

Verwaltung 

• Beschleunigung von Pla-

nung, Genehmigung und 

Umsetzung für alle Bereiche 

u. a. durch Genehmi-

gungsfiktion für Anträge; 

größere Rolle der Präklu-

sion 

• Genehmigungsfiktion für 

Anträge (automatische Ge-

nehmigung, wenn Behörde 

nicht innerhalb Frist rea-

giert) insbesondere für Bau- 

und Investitionsprojekte 

• Zentrale ressortübergrei-

fende Strategien 

• Modernisierung und Au-

tomatisierung sowie Ein-

satz von KI für effizientere 

Verwaltungsprozesse und 

Verkleinerung der Minis-

terialverwaltung 

• Erhöhung des Ermes-

sensspielraums der 

• Mehr mit Genehmigungs-

fiktionen und Stichtags-

regelungen arbeiten 

• Reduktion der Anzahl an 

Bundesministerien und 

Behörden sowie der ge-

samten nachgeordneten 

Behördenlandschaft 

• Abbau “unnötiger Stel-

len” in Ministerien und 

Aufbau an anderer Stelle 

(Service für Wirtschaft und 

Bürger), Abschaffung der 

Beauftragten in Ministe-

rien und ggf. in 
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Verwaltung 

• Größerer Ermessens-

spielraum für Verwaltung 

u. a. durch Experimentier-

klausel für unbürokratische 

Erprobungsräume 

• Neue Fehlerkultur, An-

passung von Maßnahmen 

mithilfe Digitalisierung für 

strategische und datenba-

sierte Politik 

• Digitaler Vollzug als Stan-

dard, z. B. konsequente 

Umsetzung des “Once 

Only”-Prinzips 

• Basisregister für Unter-

nehmen und einheitliches 

Unternehmenskonto 

(Missionsorientierung) zur 

besseren Vernetzung der 

Ministerien bei komplexen 

Themen 

Verwaltung für Innovations-

kultur, mehr antragslose 

Verfahren, risikobereite Ent-

scheidungen, Experimen-

tierfreude, Einsatz moder-

ner Technik 

• Registermodernisierung 

und -vernetzung für ein-

malige Datenerhebung 

bei der Verwaltung, ent-

sprechende Datentools der 

Behörden und eigene si-

chere Cloud 

• Stärkung der Ermes-

sensausübung und Eigen-

verantwortlichkeit auf al-

len Ebenen 

• Digitalisierung der Ver-

waltung (Einbeziehung von 

KI, eigenständiges Digitali-

sierungsministerium, Föde-

ralismusreform, „Digital 

First” als Leitprinzip) 

• Zentrale digitale Anlauf-

stellen für wirtschaftsrele-

vante Genehmigungen und 

digitale Identität für nur 

einmalige Datenübermitt-

lung („Once Only”-Prinzip) 

Organisation der Ministerien 

integrieren 

• Zentrales Online-Portal für 

Bürger und Unternehmen 

als “One-Stop-Shop”, um 

Daten nur einmal eingeben 

zu müssen (“Once-Only”-

Prinzip) 

• Kontinuierliche Zufrie-

denheitsbewertung für 

alle Behörden durch die 

Bürger 

 

Immobilienrecht 

Wohneigentum & Mietpolitik 

• Einsatz für wirksamen und 

angemessenen Mieter-

schutz inklusive Regeln 

zur Miethöhe 

• Entfristung der Mietpreis-

bremse, Verhinderung der 

Umgehung durch (teil-) 

möblierte und befristete 

Wohnungsangebote 

• Verlängerung der Mietpreis-

bremse: Anwendung auf 

Wohnungen, die älter als 

fünf Jahre sind 

• Auslaufen der „Innovations-

bremse” Mietpreisbremse 

• Durchbrechung der „staatli-

chen Regulierungsspirale im 

Mietmarkt”, um Neubau zu 

schaffen 

• Forderung nach einem bun-

desweiten Mietendeckel 

statt einer wirkungslosen 

Mietpreisbremse 

• Regionales Einfrieren von 

Mieten bis Ende des 
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Immobilienrecht 

Wohneigentum & Mietpolitik 

• Problematisierung der ho-

hen Mieten in Ballungs-

zentren 

• Verhinderung der Zweck-

entfremdung und des Leer-

standes von Wohnraum 

durch Kurzzeitvermietung 

• Gestattung von Mietsteige-

rungen in Höhe von maxi-

mal 6% in drei Jahren bis 

zur ortsüblichen Vergleichs-

miete in Gebieten mit ange-

spanntem Wohnungsmarkt 

• Ausweitung der Mietspie-

gel-Betrachtungszeit auf 

zehn Jahre 

• Steigerung der Transparenz 

bzgl. Bestandsmieten und 

Neuvermietungsmieten 

• Transparentere und nach-

vollziehbarere Nebenkos-

ten für Mieter 

• Koppelung von Indexmiet-

verträgen an die Netto-

kaltmieten-Entwicklung, 

statt an die Inflationsrate 

• Begrenzung von Mietanstie-

gen über die ortsübliche 

Vergleichsmiete hinaus 

• Verlängerung des Betrach-

tungszeitraums zur Ermitt-

lung der Vergleichsmiete 

• Schließung von Schlupflö-

chern bei möblierten 

Wohnungen und Ferien-

wohnungen 

• Ermöglichung eines regio-

nalen Mietsteigerungs-

stopps für angespannte 

Wohnungslagen 

• Verhinderung der „Vertrei-

bung” von Mietern aus ihren 

Wohnungen wegen zu star-

ken Mietsteigerungen 

• Besserer Mieterschutz vor 

Kündigungsmissbrauch, Ei-

genbedarfskündigungen 

oder Mietschuldenkündi-

gung 

• Ablehnung eines bundes-

weiten Mietendeckels 

• Ausgewogene Regeln zwi-

schen Mietern und Vermie-

tern 

• Vereinfachung des Neben-

kostenrechts 

• Neuregelung der CO2-Kos-

tenverteilung 

• Erhalt von Staffel- und In-

dexmietverträgen 

Jahrzehnts, wo man sich 

mit einem „normalen Ein-

kommen” keinen „adäqua-

ten Wohnraum” leisten 

kann 

• Gesetz zur besseren Be-

kämpfung von Mietwucher 

• Vorgehen gegen stark über-

höhte Mieten bei möblierten 

Zimmern 

• Befürwortung einer strenge-

ren Regulierung der Um-

wandlung von Wohnun-

gen in gewerbliche Ferien-

wohnungen sowie Initiati-

ven gegen Wohnungsleer-

stand 

• Unterstützung von Familien 

bei der Erfüllung des 

„Traums vom Eigenheim” 

• Verstetigung des Program-

mes „Jung kauft Alt” 

• Stärkere Förderung des 

Kaufs von selbst genutztem 

Wohneigentum und der 

• Normierung von Options- 

und Mietkaufmodellen 
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Immobilienrecht 

Wohneigentum & Mietpolitik 

• Stärkung von „Einheimi-

schen-Modellen” und Kon-

zeptvergaben bei der 

Vergabe von Bauland 

Modernisierung leerstehen-

der Wohnungen 

• Entlastung bei Nebenkos-

ten, wie Makler- und 

Notargebühren. 

zum Erwerb von Wohnei-

gentum 

• Möglichkeit der Nutzung 

von Mitteln aus der be-

trieblichen Altersvor-

sorge für den Eigentums-

erwerb nach Schweizer 

Vorbild 

• Neuausrichtung von Förder-

programmen wie dem KfW-

Zinsverbilligungspro-

gramm durch höhere Ein-

kommensgrenzen und Ein-

beziehung von Bestandsim-

mobilienkäufen. 

• Entlastung der Mieter bei 

der Grundsteuer durch 

Einschränkung der Umlage-

fähigkeit durch den Eigen-

tümer auf die Mieter. 

• Anreize für langfristige In-

vestitionen in Immobilien 

 • Sonderabschreibungen 

für bewegliche Wirtschafts-

güter und Immobilien, an-

gelehnt an das frühere För-

dergebietsgesetz 

• Sofortige Abzugsfähigkeit 

der Erwerbsnebenkosten 

von fremdgenutzten Immo-

bilien 

• Belastungsmoratorium 

für „normale” Eigenheimbe-

sitzer und Mieter 

 

Baurecht 

• Grundlegende Entschla-

ckung des Bau- und 

Raumordnungsrechts  

• Beschleunigung der Pla-

nungs- und 

• Stärkung des privaten 

Wohnungsbaus durch Bü-

rokratieabbau und gute 

Rahmenbedingungen für 

private Investitionen 

• Schaffung von Rahmenbe-

dingungen für schnelles, 

möglichst preiswertes und 

klimaverträgliches 

• Verbesserung der steuerli-

chen Abschreibungsmög-

lichkeiten im Wohnungs-

bau 

• Eindämmung der Speku-

lation mit Bauland 

• Förderung einer aktiven, 

langfristigen Bodenpolitik 
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Baurecht 

Genehmigungsverfahren, 

dadurch Senkung der Pla-

nungs- und Nebenkosten  

• Konzentration der Woh-

nungsbauförderung auf den 

Geschosswohnungsbau 

in angespannten Woh-

nungsmärkten. 

• Erlass eines Baukosten-

moratoriums: keine neuen 

Standards, die Baukosten 

ohne nennenswerten Mehr-

wert erhöhen. 

• Kostengünstigeres, sicheres 

Bauen durch Gebäudetyp 

E 

• Dauerhafte Bauerlaubnis, 

wo bisher nur vereinfachtes 

Bauen nach Sonderregelun-

gen erlaubt war 

• Stärkung der Nutzung von 

Brach- und Konversions-

flächen bundeseigener 

Grundstücke 

• Nutzung eines Mix aus (In-

nen-)Verdichtung, Neubau-

gebieten und Aufstockung 

von Wohn- und Geschäfts-

gebäuden 

• Beibehaltung und Förder-

befähigung des Energie-

effizienzstandards   

• Digitalisierungsschub für die 

Bauverwaltung 

• Senkung der Baukosten 

• Hebung der Potenziale des 

seriellen Bauens 

• Weiterentwicklung verein-

fachter Baustandards wie 

dem Gebäudetyp E 

• Verlässliches Angebot fes-

ter Förderkonditionen für 

Förderprogramme im Bau-

bereich für die Dauer der 

Legislaturperiode 

Bauen, wo Wohnraum 

fehlt. 

• Zugangserleichterung zu 

Wohneigentum mittels in-

flationsgekoppelter 

Wohnungsbauprämie 

inkl. Klimakomponente. 

• Potentialnutzung durch Ge-

bäudeaufstockungen, 

Umwandlung ungenutz-

ter Büroflächen zu Wohn-

raum, Ausbau von Dachbö-

den, Aktivierung von Leer-

standsbauten 

• Umsetzung durch Verein-

fachung des Baurechts, 

Verfahrensdigitalisierung, 

bundesweiter Angleichung 

• Rückführung „übertrie-

bener Anforderungen” an 

bauliche Standards auf ein 

„sinnvolles Maß” 

• Erleichterung des Verbin-

dens von Sanierung und 

Aufstockung oder Erwei-

terung 

• Stoppen der staatlichen 

Kostentreiber durch ein so-

fortiges Baukostenmora-

torium 

• Abschaffung überflüssiger 

Umweltgutachten 

• Beschleunigung von Geneh-

migungsverfahren 

• Voranbringen des seriellen 

Bauens durch einheitliche 

Anforderungen und bun-

desweite Genehmigungs-

standards 

• Geltung von Komfortstan-

dards, wie Steckdosenmin-

destanzahl und Norminnen-

temperatur nur, wenn ver-

traglich vereinbart 

• Reduzierung baulicher An-

forderungen auf „sinnvolle 

Mindeststandards” bei 

Gebäudeenergie, Brand-

schutz, Gesundheitsschutz 

und Statik 

• Gebäudetyp E als „Blau-

pause” für Entrümpelung 

des Baurechts. 

• Vereinfachung der Nach-

verdichtung 

• Fristversäumnis bei Reak-

tion der Behörde auf 

• Förderung einer nachhalti-

gen Stadtentwicklungs-

politik mit gemischten 

Quartieren 

• Beschleunigung von Bau-

vorhaben, etwa durch die 

Vereinfachung von seriellem 

Bauen. 
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Baurecht 

Bauantrag führt zur Geneh-

migungsfiktion 

• Reform EU-Gebäude-

richtlinie 

 

Energetische Sanierungen (ohne Heizungsgesetz) 

• Einführung der Abzugsfä-

higkeit der Kosten für 

energetische Sanierun-

gen von der Erbschafts-

steuer und Schenkungs-

steuer 

 • Finanzierung klimafreundli-

cher Sanierungen erleich-

tern 

• Anerkennung sanierter 

Gebäude als taxonomie-

konform 

• „Reallabore” für technische 

und rechtliche Innovationen 

im günstigen, klimafreundli-

chen Bauen. 

• Lockerung der starren Kap-

pungsgrenzen bei energe-

tischen Sanierungen 

• Ablehnung eines An-

schlusszwangs an Fern-

wärme 

• Beibehalten der Möglichkeit 

mit Holz zu heizen 

• Reduzierung der Auflagen 

für Kamine und Öfen 

 

 

Gesundheit 

• Flächendeckende Grund-

versorgung im ländlichen 

Raum und spezialisierte 

Leistungen mit ambulanter 

Versorgung verknüpfen 

• Reform zur Verbesserung 

der Versorgungsqualität in 

Krankenhäusern bereits 

umgesetzt  

• Bereits vorbereitete Maß-

nahmen für bessere 

• Stärkere Unterstützung un-

terversorgter Gebiete 

durch Verknüpfung der Nie-

derlassungen von Ärzten 

mit Krankenhausplanung, 

regionale Verbünde 

• Primärarztsystem in am-

bulanter Versorgung und 

Verzahnung und Vernet-

zung aller Versorgungs-

bereiche 

• Erhalt und bessere Integra-

tion von Krankenhäusern in 

örtliche Gesundheitsversor-

gung und Kooperation 

ambulanter und statio-

närer Versorgung 
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• Stärkere Steuerungsfunk-

tion der Haus- und Kin-

derarztpraxen zur besse-

ren Koordination Arztter-

mine 

ambulante Versorgung 

umsetzen und zur medizini-

schen Versorgung in struk-

turschwachen Regionen 

umsetzen  

• Termingarantie der Kran-

kenkassen und Kassenärzt-

lichen Vereinigungen, An-

spruch auf Beitragsredu-

zierung bei Nichteinhaltung 

(Gesundheitsregionen) und 

gemeinsame Versor-

gungszentren 

• Stärkung der Primärver-

sorgung durch Hausärzte  

 

Steuern 

Allgemeine Steuerpolitik 

• Entlastung kleiner und mitt-

lerer Einkommen durch Ab-

flachung des Einkom-

mensteuertarifs und Er-

höhung des Grundfreibe-

trags 

• Erhöhung der Einkom-

mensgrenzen für den 

Spitzensteuersatz; soll 

erst bei 80.000 Euro greifen 

• Regelmäßige Anpassung 

des Einkommensteuerta-

rifs an Inflation 

• Entlastung von 95 Prozent 

der Steuerzahler, indem 

Spitzeneinkommen und -

vermögen stärker be-

steuert werden 

• Entlastung niedriger Ein-

kommen („zielgenau und 

unbürokratisch”) durch 

Steuergutschriften 

• Erhöhung Grundfreibe-

trag 

• Stufenweise Schaffung ei-

nes „linear-progressiven 

Chancentarif in der Ein-

kommensteuer” 

• Orientierung des Spitzen-

steuersatzes an der Bei-

tragsbemessungsgrenze 

der Rentenversicherung  

• die Freibeträge und Eck-

werte der Einkommens-

teuer automatisch an die 

allgemeine Preisentwick-

lung anpassen 

• Entlastung einer „großen 

Mehrheit der Bürger” durch 

eine Belastung „über-

durchschnittlicher Ein-

kommen und Großvermö-

gen” 

• Steuerliche Entlastung von 

Einkommen bis 7500 Euro 

• Deutliche Erhöhung des 

Grundfreibetrags, Orien-

tierung am Mindestlohnein-

kommen 
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Steuern 

Allgemeine Steuerpolitik 

• Ablehnung einer Vermö-

gensteuer 

• Abschaffung des Solida-

ritätszuschlags 

• Vermögensteuer „für Super-

reiche mit Vermögen über 

100 Millionen Euro” 

• Einführung einer globa-

len Milliardärssteuer vo-

rantreiben 

• Beibehaltung des Solidari-

tätszuschlags, Kreis der ak-

tuell Steuerpflichtigen soll 

nicht größer werden 

• Vermögenssteuer als Mög-

lichkeit, um „Gerechtig-

keitslücken” zu schließen 

• aktiven Einsatz für die Ein-

führung der globalen Milliar-

därssteuer 

• Integrierung des Solidari-

tätszuschlags in den Ein-

kommensteuertarif 

• Ablehnung jeder Form ei-

ner Vermögensteuer oder 

Vermögensabgabe  

• Vollständige Abschaf-

fung des Solidaritätszu-

schlags 

• Vermögen ab 25 Mio. Euro 

mit Steuersatz von 1 

Prozent, ab 100 Mio. Euro 

2 Prozent und ab 1 Mrd. 

Euro 3 Prozent  

• Erhöhung der Freibeträge 

bei der Erbschaftsteuer  

• Keine Belastung von Fami-

lienunternehmen in der 

Substanz bei Erbfolge  

• Einführung der Rechtsform 

der „Gesellschaft mit ge-

bundenem Vermögen” 

für eine treuhänderische 

Nachfolge  

• Effektive Mindestbesteue-

rung für „große Betriebsver-

mögen”, die auch für ver-

mögenshaltende Familien-

stiftungen gelten soll, zu-

gleich Anpassung der 

persönlichen Freibeträge  

• Ausnahmen bei der Erb-

schaftssteuer für „außeror-

dentlich große Erbschaf-

ten” sollen „effektiv” ange-

gangen werden 

• Schaffung einer attraktive 

Rechtsform für Gesellschaf-

ten mit gebundenem Ver-

mögen 

• Erhöhung der Freibeträge 

der Erbschaft- und Schen-

kungsteuer müssen auto-

matisch um die Inflati-

onsrate 

• Erhöhung der Erbschafts-

steuerfreibeträge automa-

tisch um die Inflationsrate 

• Schaffung der Rechtsform 

des Verantwortungsei-

gentums durch Umwand-

lung eines Unternehmens in 

eine „Gesellschaft mit ge-

bundenem Vermögen” 

• Reduzierung der Umsatz-

steuer auf Speisen in der 

• Senkung des Umsatzsteuer-

satzes Lebensmittel von 

sieben auf fünf Prozent.  

 • Einheitlicher Umsatz-

steuersatz von 7 Prozent 

auf Speisen, sowohl für 

• Absenkung der Mehrwert-

steuer auf 0 Prozent für 

Grundnahrungsmittel wie 
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Steuern 

Allgemeine Steuerpolitik 

Gastronomie auf sieben 

Prozent  

Verzehr vor Ort oder zum 

Mitnehmen 

Fleisch, Getreide, Milchpro-

dukte, sowie Obst und Ge-

müse 

 • Einkommen aus Kapital 

wieder über den Einkom-

mensteuertarif besteuern  

• Abgeltungsteuer abschaffen  

• Einführung einer Finanz-

transaktionssteuer, 

„möglichst im Einklang” mit 

anderen EU-Ländern  

• Abschaffung der 10-jähri-

gen Spekulationsfrist 

beim Privatverkauf von 

nicht selbst genutzten 

Immobilien, damit bei ei-

nem solchen Verkauf immer 

Steuern anfallen.  

• Das „Auseinanderklaffen” 

von Einkommens und Kapi-

talertragsteuer wird soll 

verändert werden 

• Abschaffung der Ver-

lustverrechnungsbe-

schränkung innerhalb 

der Abgeltungsteuer 

• Gegen die Einführung einer 

Transaktionssteuer  

• Wiedereinführung einer 

Spekulationsfrist für pri-

vate Veräußerungsgewinne 

aus Wertpapieren 

• Einführung eines steuer-

freien Aufstiegsvermö-

gens, indem Sparer nicht 

ausgeschöpfte Sparer-Frei-

beträge auf die nachfolgen-

den Jahre übertragen kön-

nen 

• Kapitalerträge sollen mit 

dem „normalen Einkom-

menssteuersatz” belastet 

werden 

• Einführung einer Finanz-

transaktionssteuer  

• Begrenzung der 10-jährigen 

Spekulationsfrist beim 

Privatverkauf von nicht 

selbst genutzten Immobi-

lien auf selbstgenutzten 

Wohnraum. 
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Unternehmenssteuerrecht 

• Ziel ist eine Unterneh-

mensbesteuerung von 

maximal 25 Prozent auf 

einbehaltene Gewinne, 

die schrittweise umgesetzt 

werden soll  

• Die Körperschaftsteuer soll 

schrittweise auf zehn Pro-

zent reduziert werden 

• „Turboabschreibungen 

für einen schnellen Wachs-

tumsimpuls” und Aktuali-

sierung der AfA-Tabellen 

und Abschreibungsdauer  

• Verbesserung des Options-

modells  

• Mehr „Wahlrecht, Einheit-

lichkeit und Durchlässigkeit” 

in bestehenden Besteue-

rungssystemen für Kapital- 

und Personengesellschaften  

• Ausweitung des Verlust-

rücktrags und Abschaffung 

der Beschränkung durch die 

Mindestbesteuerung  

• Einführung des Verrech-

nungsmodells bei der Ein-

fuhrumsatzsteuer  

• „Gezielte Anreize für Inves-

titionen in Deutschland”: 

Betriebs- bzw. Unterneh-

mensinvestitionen in Ma-

schinen und Geräte sollen 

mit 10 Prozent der An-

schaffungssumme über 

Steuererstattung geför-

dert werden  

• Steuerliche Entlastung 

von Reinvestitionen von 

Gewinnen bei Personenge-

sellschaften  

• Bekenntnis zur Mitteilungs-

pflicht über innerstaatliche 

Steuergestaltungen  

• Einsatz für eine einheitli-

che Basis-Körperschafts-

teuer von 15 Prozent auf 

einer einheitlichen Bemes-

sungsgrundlage in Europa  

• Einführung einer auf fünf 

Jahre befristete, „unbü-

rokratische Investitions-

prämie” von 10 Prozent 

für alle Unternehmen und 

alle Investitionen mit Aus-

nahme der Gebäudeinvesti-

tionen; Prämie soll mit 

Steuerschuld verrechnet 

werden, falls die Prämie die 

Steuerschuld übersteigt, 

wird sie ausgezahlt.  

• Einsetzen für eine Europäi-

sche Digitalkonzern-

steuer, falls die USA keine 

Besteuerung digitaler Groß-

konzerne umsetzen 

• Absenkung der Unterneh-

menssteuerbelastung auf 

maximal 25 Prozent 

• Absenkung der Körper-

schaftsteuer 

• Erhöhung der Sofortab-

schreibungsgrenze für 

geringwertige Wirtschafts-

güter und Erweiterung der 

Sammelabschreibung für 

Wirtschaftsgüter, deren 

Wert über der Sofortab-

schreibungsgrenze liegt 

• Unbeschränkter Verlust-

vortrag und weitere Aus-

weitung des Verlustrück-

trags 

• Steuerliche Berücksichti-

gung von Liquidationsver-

lusten 

• Wahlrecht für Kleinunter-

nehmer auf Abzug einer 

prozentualen Betriebs-

ausgabenpauschale 

• Abschaffung der Gewerbe-

steuer durch eine internati-

onal systemtaugliche Alter-

native 

• Konsequente Abschaffung 

von Hinzurechnungstat-

beständen 

• Konzerne sollen für ihre 

Aktivitäten in Deutschland 

steuerlich ebenso hoch 

belastet werden wie mit-

telständische Betriebe 

• Besteuerung von Aktien-

rückläufen 

• Schuldzinsen und Lizenz-

zahlungen an Holdingge-

sellschaften im Ausland 

sollen bei der Berechnung 

der Gewerbesteuer nicht 

mehr vom Gewerbeertrag 

abgezogen werden dürfen 

• Verhinderung der Umge-

hung von Grunderwerb-

steuer durch Share Deals 
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Unternehmenssteuerrecht 

• Einführung der steuerli-

chen Absetzbarkeit fikti-

ver Eigenkapitalzinsen 

 

Steuerverwaltung 

• Gewerbesteuer soll vom am 

Unternehmenssitz zuständi-

gen Finanzamt abgewickelt 

werden. Steuereinnahmen 

aufkommensneutral und in 

vollem Umfang an die 

Standortkommunen vertei-

len 

• Verkürzung von Aufbewah-

rungspflichten für Belege 

auf einheitlich fünf Jahre  

• Vereinfachung durch Pau-

schalierung statt Belegen  

• Die vorausgefüllte Ein-

kommensteuererklärung 

soll zum Standard werden 

• Mögliche Erstattungen sol-

len automatisch erfolgen. 

• Anhebung der Arbeitneh-

merpauschbeträge in der 

Einkommensteuererklärung 

auf 1.500 Euro 

• „Easy Tax”: Vorausgefüllte 

Steuererklärung, langfristig 

hin zu einer vollautomati-

sierten Einkommensteu-

erveranlagung 

 

 

Wettbewerbs- und Handelspolitik 

Kartellrecht & Fusionskontrolle 

• Einsetzen für ein „moder-

nes” Kartell- und 

• Beobachtung der Markt-

macht der „wenigen großen 

• Weiterentwicklung des Kar-

tellrechts, um KMU und 

 • Ausstattung des Bundeskar-

tellamts mit den nötigen 
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Wettbewerbs- und Handelspolitik 

Kartellrecht & Fusionskontrolle 

Wettbewerbsrecht ein, bei 

welchem der globale 

Markt als Maßstab zu-

grunde gelegt wird  

• weitere Vertiefung des EU-

Binnenmarktes, wodurch 

europäische Unternehmen 

als „European Champi-

ons” am internationalen 

Wettbewerb teilnehmen sol-

len  

• Verbesserung der Miss-

brauchskontrolle starker 

Abnehmer durch Stärkung 

des Schutzes von Erzeu-

gern und Lieferanten vor 

unlauteren Handelsprakti-

ken  

Lebensmittelhändler” zur 

Verhinderung der „Ausdeh-

nung der Gewinnmargen”. 

Stärkung der zuständigen 

Behörden, um Transparenz 

über Lebensmittelpreise zu 

schaffen. 

• Zuständige Behörden sollen 

prüfen, ob es auf dem Le-

bensmittelmarkt zu wettbe-

werbsrechtlichen Verstößen 

kommt.  

• Modernisierung des europä-

ischen Beihilferechts, um 

Unternehmen im Struktur-

wandel zu unterstützen 

Verbraucher „effektiver vor 

Monopolen zu schützen”  

• Kartellrechtliche Prüfung, 

um im Lebensmittelhan-

del „faire Erzeugerpreise 

und Wettbewerb” zu sichern 

• Änderung des EU-Beihilfe-

rechts, damit es kurzfristig 

der Unterstützung der 

Dekarbonisierung der In-

dustrie nicht im Wege steht. 

• Verringerung der hohen 

Kosten des Zahlungsver-

kehrs mithilfe „innovati-

ver Wettbewerber und 

des Wettbewerbsrechts”, 

z.B. bei Nutzung von Kredit-

karten. 

• Entlastung von bürokrati-

schen Verfahren bei klei-

nen Übernahme- und Fu-

sionsfällen 

Ressourcen und Kompeten-

zen ausstatten, um eine 

„wirksame Fusionskon-

trolle zu betreiben”. 

• Prüfung der Regeln für 

Marktanteilsgrenzen einzel-

ner Unternehmen in kriti-

schen Sektoren wie Ener-

gie, Kommunikation und Le-

bensmittel durch ein wett-

bewerbsrechtliches Ent-

flechtungsgesetz. 
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Außenwirtschaftsrecht & Handelspolitik 

• Schutz deutscher sicher-

heitsrelevanter Techno-

logien, kritischer Infra-

strukturen und Unterneh-

men vor Übernahmen durch 

systemische Rivalen.  

• Schaffung wirkungsvoller 

Instrumente zur Krisenbe-

wältigung und gegen Sub-

ventionen, die den weltwei-

ten Wettbewerb verzerren  

• Abschluss neuer Energie- 

und Rohstoffpartnerschaf-

ten, Einsatz für pragmati-

sche Handelsabkommen auf 

europäischer Ebene 

• Die neuen klimapoliti-

schen Sektorleitlinien für 

Garantien sollen rückgän-

gig gemacht werden. 

• Mercosur soll zügig in 

Kraft treten, die EU sollte 

zudem mit Indien und den 

ASEAN-Staaten Freihan-

delsabkommen schließen  

• Enge Wirtschaftsbezie-

hungen mit China beibe-

halten, „sofern sie auf dem 

Prinzip der Gegenseitigkeit 

beruhen”, wirtschaftliche 

Abhängigkeit aber verrin-

gern 

• EU-Mercosur-Abkommen 

oder Freihandelsverträge 

der EU mit Indien und Aust-

ralien sind wichtig  

• Europäisch abgestimmte 

China-Politik; „Peking ist 

kein einfacher Partner”; in 

kritischen Bereichen wirt-

schaftlich unabhängiger 

werden (De-Risking).  

• Die USA sind Deutschlands 

engster außereuropäischer 

Partner. Handelshemmnisse 

mit den USA sollen abge-

baut werden, ein Subventi-

onswettlauf vermieden.  

 

• Schaffung eines Investiti-

onsprüfungsgesetzes 

zum Schutz strategisch 

wichtiger Branchen 

• Stärkung der Zusammen-

arbeit mit Partnerstaa-

ten im Indopazifik, insbe-

sondere in den Bereichen 

Sicherheit, Handel und 

Klima. 

• China ist systemischer Ri-

vale, Wettbewerber und 

Partner, „Rivalität rückt im-

mer mehr in den Fokus Pe-

kings”. 

• Kritische Infrastruktur muss 

wirksam vor chinesischer 

Einflussnahme geschützt 

werden. 

• Abschluss von so vielen 

Freihandelsabkommen 

wie möglich. 

• Unverzügliche Ratifizierung 

des Mercosur-Abkommens 

• Mit den Ländern im Indo-

Pazifik die globalen Zu-

kunftsaufgaben angehen 

• Ausgehandelte EU-Frei-

handelsabkommen sowie 

laufende Verhandlungen vor 

allem mit Indonesien, 

Australien, Thailand, den 

Philippinen und Malaysia 

zügig abschließen. 

• „Wirtschaftsbeziehungen 

mit China, so weit wie 

sinnvoll, beibehalten”. 

Gleichzeitig wirtschaftliche 

Abhängigkeiten identifizie-

ren und reduzieren. 

• Ausbau der transatlanti-

schen Handelsbeziehun-

gen, mindestens durch 

sektorale Abkommen Insti-

tutionalisierung des Trade 

and Technology Council 

(TTC) sowie gemeinsamen 

• Ablehnung von Freihandels- 

und Investitionsschutzab-

kommen im Interesse mul-

tinationaler Konzerne sozi-

ale Rechte oder andere na-

tionale Regeln außer Kraft 

setzen  

• Plädoyer für internationale 

Abkommen, die die Versor-

gungssicherheit und den 

Zugang zu wichtigen Ab-

satzmärkten gewährleisten 

sowie soziale, menschen-

rechtliche und ökologische 

Standards sichern, damit 

heimische Anbieter nicht 

von weniger regulierten 

ausländischen Billigprodu-

zenten vom Markt ver-

drängt werden 
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Außenwirtschaftsrecht & Handelspolitik 

• Vertiefe Partnerschaften 

mit den USA und damit für 

einen umfassenden transat-

lantischen Wirtschafts-, 

Handels- und Zukunftsraum 

sowie für neue Energie- und 

Rohstoffpartnerschaften  

Vorgehen im Bereich der 

Wirtschaftssicherheit. 

 

Energie und Klimapolitik 

Allgemeines 

• Pariser Klimaabkommen 

einhalten, die deutsche 

Klimaneutralität 2045 ist 

„fest im Blick”  

• Klimaziele sind mit Erhalt 

der Wettbewerbsfähig-

keit zu verbinden. 

• „Maximal pragmatische” 

Weiterentwicklung von EU-

Klimagesetzgebung 

• Berücksichtigung des Enor-

men Energiebedarfs von 

KI-Datenzentren in die na-

tionale Energie-strategie  

• Klares Bekenntnis zu den 

Klimazielen der EU und 

Deutschlands,  

• Sicherer und bezahlbarer 

Strom für den Wirtschafts-

standort Deutschland  

• Paradigmenwechsel: Kli-

maneutralität als Teil der öf-

fentlichen Daseinsvorsorge 

– Klimaschutz muss sich 

jeder leisten können  

• Klimaneutralität in Europa 

2050 in Europa und 2045 

in Deutschland, 100% 

klimaneutraler Strom 

2035  

• Wirtschaftliche Planungs-

sicherheit durch Umset-

zung des Green Deals und 

„Fit for 55”-Pakets  

• Klimaneutrale Modernisie-

rung der Industrie durch 

CO2-Preis, Subventionen, 

unkompliziertes Ordnungs-

recht und erweiterte Klima-

schutzverträge 

• Klimaneutralität in Europa 

und in Deutschland 2050  

• Absenkung von deutschen 

Klimaschutzvorgaben auf 

den Europäischen Standard  

• Abschaffung der Be-

richtspflichten aus dem 

Green Deal (CSRD, CSDDD, 

EU-Taxonomie)  

• Abkehr vom „Wunschden-

ken” einer schnell erreich-

baren völligen Klimaneutra-

lität  

• Deutschlands größtmögli-

cher Beitrag zum Klima-

schutz: Entwicklung neuer 

klimaschonender Tech-

nologien  
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• Ausbau von Förderpro-

grammen  

• Ausbau der CO2-Bepreisung 

zum Leitinstrument für 

Klimaschutz, dadurch auch 

sozialverträgliche Dekarbo-

nisierung im Gebäudebe-

reich  

• Einbeziehung aller Sektoren 

in das Europäische Emissi-

onshandelssystem  

• Rechtsrahmen für CO2-

Kreislaufwirtschaft mit 

CCS/CCU, Direct Air Cap-

ture und CO2-Transport  

• Förderung von Kohlenstoff-

märkten als internationale 

Emissionshandelsmärkte. 

• Stärkung von CBAM (Car-

bon Border Adjustment 

Mechanism) zum Schutz 

von EU-Unternehmen vor 

Wettbewerbsnachteilen  

• Umwandlung der Luftver-

kehrssteuer in eine EU-

Klimaabgabe, auch von 

nicht EU-Airlines zu zah-

len  

• Grundsatz „CO2-Vermei-

dung vor CO2-Abschei-

dung”  

• CBAM: Einbezug der Ge-

samtemissionen des Her-

stellers im Herkunftsland 

und Einsatz zur Wettbe-

werbsabsicherung euro-

päischer Unternehmen 

• Pflichtbeitrag zu den Kos-

ten der Klimakriese von Öl-

konzernen und Kohle-

kraftwerkbetreibern  

• Ermöglichung von Carbon 

Capture and Sto-

rage/Utilization; Ausbau 

der Infrastruktur, keine 

CO2-Speicherung in Mee-

resschutzgebieten  

• Ausbau der CO2-Beprei-

sung zum Leitinstrument 

für Klimaschutz; soll per-

spektivisch die Strom- und 

Energiesteuer ersetzen  

• Einführung eines weltwei-

ten Emissionshandels-

system mit globalem CO2-

Preis, dieses soll langfristig 

CBAM ersetzen 

• Öffnung des ETS für Dritt-

länder  

• „Diskriminierungsfreie” Nut-

zung von CCS/CCU als Kli-

maschutzoption und 

Vergabe von CO2-Zertifi-

katen für atmosphärische 

CO2-Entnahme  

• Abschaffung des CO2-

Preises, stattdessen Förde-

rung von Innovation und 

gezielte Anreize  

• Entweder Globalisierung 

des europäischen Emissi-

onshandels oder Ende der 

Deutschen Beteiligung da-

ran  

 

Stromproduktion 

• Ideologiefreie und techno-

logieoffene Strompro-

duktion, dahingehende 

Forschungsoffensive  

• Ausbau der erneuerbaren 

Energien, darunter auch 

Bioenergie und Holz,  

• Sichere und bezahlbare 

Energieversorgung, vor al-

lem mit erneuerbarem 

Strom  

• Vereinfachung der dezent-

ralen Versorgung mit er-

neuerbarer Energie (Bal-

konkraftwerke, Bürgerwind-

parks)  

• 100% klimaneutraler 

Strom 2035  

• Ausbau der erneuerbaren 

Energien, darunter auch 

„naturverträgliche” Bioener-

gie  

• Für kommunales „Energy 

Sharing”, dafür 

• Technologieoffenheit und 

freie Wahl des Marktes bei 

der Energieproduktion, 

vollständige Überführung 

der erneuerbaren Energien 

in den privaten Markt 

• Ausbau der Erdgasförde-

rung in DE, insb., durch 

• Effiziente Mischtechnolo-

gien und Weiterförderung 

von Kraft-Wärme-Kopp-

lungs-Anlagen nach 2025  

• Ersatz alter Windanlagen 

durch neue, Förderung 

von PV-Anlagen auf öffentli-

chen Gebäuden, Parkplät-

zen, Werkshallen  
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Stromproduktion 

• Ausbau von Agri-Photo-

voltaik  

• Konsequente Nutzung der 

Kraft-Wärme Kopplung 

• Festhalten am Kohlekom-

promiss, bis dahin keine 

ersatzlosen Abschaltungen  

• Prüfung der Wiederauf-

nahme abgeschalteter 

Atomkraftwerke  

• Setze auf Forschung zur 

Kernenergie der 4. und 5. 

Generation  

• Befürwortung des Atom-

ausstiegs  

Bürokratieabbau und Pla-

nungssicherheit  

• Keine Weiterbefeuerung al-

ler Kohlekraftwerke ab 

2030  

• Keine Gasförderung in DE  

• Befürwortung des Atom-

ausstiegs  

• Unterstützung der For-

schung an Kernkraftwer-

ken der neuen Genera-

tion  

Fracking und Nutzung des 

Gasfelds in Borkum  

• Für einen EU-weiten Aus-

stiegsplan aus russischen 

Energiekäufen  

• Betreiberentscheid über 

Wiederinbetriebnahme von 

Atomkraftwerken, Partei 

ist für Nutzung ohne Sub-

ventionen 

• Innovationsfreundlicher 

Rechtsrahmen für neue 

Kernkraftwerk-Generationen 

• Beteiligung von Kommunen 

und Bürgern an erneuerba-

rer Energie mittels Ener-

giegenossenschaften  

• Für Erdgasbezug aus 

Russland, zudem Investiti-

onen in Reservegaskraft-

werke  

• Gegen den Neubau kon-

ventioneller und modulrarer 

„mini” Atomkraftwerke  

• Investition in die Forschung 

zu neuen Kernkraft-Techno-

logien wie der Kernfusion 

 

Strompreise & Marktdesign 

• Einführung eines technolo-

gieoffenen Kapazitäts-

markts, Weiterentwicklung 

der Terminmärkte  

• Bessere Absicherbarkeit 

von Lieferverträgen für 

Versorgungsunternehmen  

• Senkung der Strom-

steuer um mindestens 5 

Cent/kWh, finanziert 

durch CO2-Einnahmen. 

• Entfristung der Absen-

kung der Stromsteuer auf 

das europäische Mindest-

maß  

• Ausweitung der EU-

Strompreiskompensation 

auf Branchen wie Glas, Bat-

terie,- und weite Teile der 

Chemieindustrie  

• Ausbau der Strom-Spar-

Checks, einer proaktiven 

Stromberatung für die 

ärmsten Haushalte  

• Investitionssicherheit für 

Kraftwerke z.B. durch Ka-

pazitätsmarkt und kurzfris-

tige Anreize 

• Stromsteuersenkung auf 

europäisches Minimum  

• Dauerhafte und breitere 

Ausgestaltung der 

Strompreiskompensation 

für energieintensive Unter-

nehmen  

• Ausbau der Energiebera-

tung  

• Anreiz zum Bau neuer 

Gaskraftwerke durch Ein-

führung eines unbürokrati-

schen Kapazitätsmarkts  

• Ablehnung staatlich ga-

rantierter Abnahme-

preise für erneuerbare 

Energien  

• Senkung der Strom-

steuer auf das EU-Mini-

mum und langfristige Re-

duzierung der EU-Mindest-

sätze für Energiesteuern 

• Gegen die Möglichkeit von 

Energiekappung  
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Strompreise & Marktdesign 

• Schaffung eines „echten” 

europäischen Energiebin-

nenmarkt  

• Bei Verbrauchern als Kun-

den: Verpflichtende An-

gabe des durchschnittlichen 

Strompreises für Neukun-

den auf jeder Energier-

echnung 

für Heiz- und Kraftstoffe 

auf null 

• Gesetzliches Verbot von 

Strom- und Gassperren  

 

Netze: Netzentgelte, Netzausbau 

• Integrierter, grenzüber-

schreitender Ausbau der 

Netzinfrastruktur zur 

Synchronisierung mit Spei-

chern und Erzeugungskapa-

zitäten 

• Verstärkte Kooperation 

zwischen Verteilungs-

netzbetreibern 

• Gewinnung von mehr pri-

vatem Kapital für den Netz-

ausbau  

• Beibehaltung einer einzi-

gen Stromgebotszone 

statt unterschiedlicher 

Strompreiszonen  

• Senkung der Netzent-

gelte, Finanzierung durch 

CO2-Einnahmen  

• Deckelung der Entgelte für 

das Übertragungsnetz auf 3 

Cent/kWh, wodurch Belas-

tungen halbiert werden 

• Ausschluss der Erhöhung 

der Netzentgelte 

• Weiterführung reduzierter 

Netzentgelte für beson-

ders stromintensive Un-

ternehmen  

• Freileitungen werden 

Standard für neue Hoch-

spannungsleitungen  

• Keine Aufteilung der Ge-

botszonen, sondern de-

zentrale Preissignalen  

• Übernahme der Netzent-

gelte für die überregio-

nalen Stromleitungen aus 

dem Deutschlandfonds   

• Integrierter Ausbau der 

tatsächlich benötigten Net-

zinfrastruktur  

• Abschaffung des Netzan-

schlusszwangs  

• Für neue Leitungen werden 

Freileitungen die Regel 

sein  

• Einführung dynamischer 

Netzentgelte zur Flexibili-

sierung der Nachfrage. 

Diese verlagert sich dorthin, 

wo Kapazitäten vorhanden 

sind  

• Dadurch Senkung der 

Netzkosten  

• Finanzierung von Ausbau 

und Instandhaltung der 

Netze aus öffentlichen 

Mitteln und nicht über die 

Strompreise  

• Verstaatlichung der 

Netze  

• Flexible Energieversor-

gung dank intelligenter 

Netze und Messstellen  

• Senkung der Netzentgelte 

auf ein Minimum  
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Wärme: Heizungsgesetz, Fernwärmecontracting 

• Rücknahme des „Hei-

zungsgesetz” der Ampel, 

denn die Bürger wüssten 

am besten, welche Hei-

zungsart passt  

• Förderung und Nutzung 

technologieoffener emis-

sionsarmer Wärmelösun-

gen, darunter Holz  

• Förderung der kommuna-

len Wärmeplanung mit 

technischer Unterstützung 

und Fördermittel wie etwa 

einem Deutschlandfonds 

• Einsetzung einer bundes-

weiten Preisaufsicht für 

Fernwärme  

• Wärmepumpen-Leasing 

für ärmere Haushalte  

• Festhalten am bestehenden 

Gebäudeenergiegesetz  

• Förderung des Aus- und 

Umbaus von Wärmenet-

zen durch Stärkung der 

Förderung für effiziente 

Wärmenetze (BEW), Opti-

mierung der Genehmi-

gungsprozesse und öffentli-

che Bürgschaften 

• Einsetzung einer Preisauf-

sicht für Verbraucher-

fernwärme und Begren-

zung von Preisanstiegen 

analog zum GEG 

• Ausbau der Förderung für 

fossilfreie Heizungen wie 

der Wärmepumpe 

• Vollständiges Auslaufen des 

„Heizungsgesetzes” 

• Kein Zwang zum An-

schluss an Fernwärme-

netze  

• Heizen mit Holz soll möglich 

bleiben, Reduzierung von 

Auflagen für Kamine und 

Öfen  

• Rücknahme des „Heizungs-

gesetzes”  

• Stärkung des Verbrau-

cherschutzes gegen Be-

nachteiligung durch Ener-

giekonzerne und Ausbau 

der Verbraucherzentralen 

zu „Marktwächtern” 

• Ausbau von Geothermie, 

Erschließungsziele bis 2030 

100 TWh  

 

Wasserstoff  

• Wasserstoff zum Erfolg 

führen, ohne Benachteili-

gung einzelner Regionen 

und Pragmatismus  

• Pioniermärkte mit Quo-

ten für Grüngas, Grün-

Heizöl und klimaneutralen 

Stahl für effizienten Markt-

hochlauf  

• Klug ausgestaltetes 

Wasserstoffnetz und aus-

reichende Speicherkapazitä-

ten (etwa eine nationale 

Wasserstoffreserve)  

• Leitmärkte mit festen 

Quoten für grünen Stahl 

Made in Germany, zum 

• Ausbau des Wasserstoff-

kernnetzes, Förderung 

von grünem Wasserstoff 

in Deutschland und Siche-

rung neuer Importquellen  

• Europaweite grüne Leit-

märkte für Sektoren wie 

Stahl und Zement, etwa 

durch stetig steigende 

• Bessere Synchronisie-

rung des Netzausbaus 

mit dem Ausbau Erneuer-

barer Energien, Kraftwerken 

und der Wasserstoffwirt-

schaft  

• Schnellere Genehmigungen 

für Elektrolyseure und neue 

• Neben privatem auch 

staatlicher Bau von Elekt-

rolyseuren zur Wasser-

stoffherstellung  

• Förderung von Energie-

partnerschaften zum Im-

port von Wasserstoff  
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Wasserstoff  

Beispiel bei der Bahn oder 

in Umspannplattformen  

Mindestquote von grünem 

Stahl bei öffentlichen Auf-

trägen  

internationale Energiepart-

nerschaften 

 

Förderregime 

•  „Klimabonus” zur Entlas-

tung von Verbrauchern und 

Unternehmen vom CO2-

Preis  

• Bessere und schnellere 

Absetzbarkeit von Inves-

titionen in Klimatechno-

logie und Energieeffizienz  

• Abfederungsmechanismen 

wie ein Klimageld für 

CO2-Preise, die ab 2027 

für Wärme und Benzin an-

fallen  

• Klimageld zur Rücker-

stattung von Mehrkosten 

durch höhere CO2-Beprei-

sung an niedrig- und mitt-

lere Einkommensbezieher 

• Stärkung der Klimakom-

ponente im Wohngeld  

• Weiterhin vollständige Fi-

nanzierung der EEG-Um-

lage für Verbraucher aus 

dem Bundeshaushalt  

• Einführung einer Klimadi-

vidende zur direkten und 

pauschalen Rückzahlung 

der Einnahmen aus dem 

Emissionshandel an die 

Bürger  

• Befristung und degressive 

Ausgestaltung von Sub-

ventionsprogrammen  

• EEG-Subventionen schon 

vor dem gesetzlichen Aus 

bei Vollendung des Koh-

leausstiegs abschaffen  

 

 

Reform der Schuldenbremse 

• Festhalten an der Schul-

denbremse des Grundge-

setzes 

• Reform der Schulden-

bremse: Neue Ausnahme-

tatbestände, flexiblerer De-

fizitregel, Ermöglichung von 

Kreditaufnahme durch 

• Reform der Schulden-

bremse 

• Keine Änderungen für „kon-

sumtive Ausgaben”, diese 

• Festhalten an der Schul-

denbremse des GG, künf-

tigen Generationen soll kein 

Schuldenberg hinterlassen 

werden  

• Reform der Schulden-

bremse, diese ist „Investi-

tionsbremse”  

• Investitionen in Brücken, 

Straßen, Schienen, Schulen, 
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• Spielräume durch Einspa-

rungen und potenziell durch 

Wirtschaftswachstum 

• Änderung der politischen 

Prioritäten und „unterneh-

merisches” Agieren des 

Staates  

Länder sowie Reform von 

Notlagenregelung  

• Schuldenbremsenkonformer 

Deutschlandfonds, ausge-

stattet mit privaten und öf-

fentlichen Mitteln: 100 Milli-

arden € Startkapital des 

Bunds, zugleich Überzeu-

gung institutioneller Anleger 

zur Investition  

dürfen nicht über Schulden 

gedeckt werden  

• Deutschlandfonds für 

Bund, Länder und Kommu-

nen, Bürgerinnen und Bür-

ger können sich an dessen 

Investitionen beteiligen  

• Spielräume durch das Zu-

rückfahren von Subventio-

nen, Veräußerung von 

Staatsbeteiligungen, Wirt-

schaftswachstum und Büro-

kratieabbau  

Wohnungen und Netze aus-

klammern aus Schulden-

bremsenregelung 
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Public Affairs bei Freshfields 
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